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			Vorwort

			Der Puls des Wirtschaftslebens beschleunigt sich wieder. Noch vor einem Jahr war Krisenstimmung; jetzt spüren wir wieder verhaltenen Optimismus für die kommenden Monate und Jahre. Keine wirkliche Trendwende geschweige denn einen sichtbaren Aufschwung gibt es bis jetzt dagegen in der Steuerpolitik. Im Spätherbst 2009 war die neue Regierung mit der Zielsetzung angetreten, ein rationales, einfacheres und transparenteres Steuersystem zu schaffen. Im ersten Jahr der Legislaturperiode blieb dies ein unerfülltes Versprechen. Die bislang eingeleiteten oder verabschiedeten Gesetzesvorhaben werden dem Anspruch echter Strukturreformen jedenfalls nicht gerecht.

			Ein Mangel an grundlegenden Reformschritten darf aber nicht als Stillstand der Steuerrechtsentwicklung fehlinterpretiert werden. Auch im Jahr 2010 gab es eine Fülle an Regeländerungen, wobei gleich zu Beginn das umsatzsteuerliche Hotelprivileg sicherlich zu den unglücklichsten Maßnahmen gehörte. Die kniffligsten Fragen stellten sich bei der E-Bilanz und der Steuer-Taxonomie, während die Abschaffung der Gewerbesteuer im Rahmen der Reform der Kommunalfinanzen und eine weitgehende Eliminierung der reduzierten Umsatzsteuersätze derzeit eher zu den aussichtslosen Vorhaben zählen. Bleibt zu hoffen, dass die eingesetzte Arbeitsgruppe zur Gruppenbesteuerung/Organschaft zu den erfreulichen Ausnahmen positiver Gesetzgebung dieser Legislaturperiode führen wird.

			Auch wenn zum Jahresende 2010 noch ein Steuervereinfachungsgesetz auf den Weg gebracht wurde, hat das Jahr 2010 keineswegs das Leben der Steuerpflichtigen einfacher gemacht. Um als Rechtsanwender weiter Schritt halten zu können, werden in der vorliegenden 9. Auflage des PwC-Steuerjahrbuchs die wichtigsten Änderungen der letzten 12 Monate kompakt und praxisnah aufbereitet. Das Themenspektrum deckt Gesetzgebung, Verwaltungserlasse und Rechtsprechung ab. Besondere Schwerpunkte werden in diesem Jahr beim Jahressteuergesetz 2010 und den Entwicklungen zur Funktionsverlagerung gesetzt. Abgerundet wird die Steuerchronologie des Jahres 2010 mit einem Blick über die Grenzen: Das Kapitel zum internationalen Steuerrecht vergleicht Steuersätze und Bemessungsgrundlagen im In- und Ausland und analysiert Trends im Abkommensrecht, in der EU und auf OECD-Ebene.

			Ein solches Jahrbuch ist keine Veröffentlichung, die sich mit geringem Aufwand realisieren lässt. In enger Teamarbeit ist es dem PwC-Autorenteam wieder gelungen, dem Praktiker die jährliche Inventur der Steuerentwicklungen als nützliches Werkzeug für das Tagesgeschäft an die Hand zu geben. Der Herausgeber dankt allen Autoren für ihr hohes Engagement bei der Manuskripterstellung und der Haufe-Gruppe für die lektorielle Betreuung des Werks. Besonderer Dank gebührt Frau Gabriele Stein, die das Werk von der Idee bis zur mittlerweile neunfachen Realisation akribisch betreut hat. Wir sind gespannt, über welche steuerlichen Entwicklungen die nächstjährige Jubiläumsausgabe dieses Jahrbuchs berichten kann.
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			1 Steuergesetzänderungen, die 2010 in Kraft getreten sind

			
				1.1 Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG)

				Das BilMoG1 stellt die größte Reform der deutschen Rechnungslegung seit mehr als 20 Jahren dar. Nachdem es für nach dem 31.12.2008 und vor dem 1.1.2010 beginnende Geschäftsjahre noch ein Wahlrecht gab, ob die Anwendung der Neuregelungen erfolgen sollte oder nicht, sind diese in allen nach dem 31.12.2009 beginnenden Geschäftsjahren zwingend zu berücksichtigen.

				Die wesentlichen Änderungen in der handelsrechtlichen Rechnungslegung mit ihren steuerlichen Auswirkungen wurden bereits in der Vorauflage ausführlich dargestellt.2

			

			
				1.2 Rückstellungsabzinsungsverordnung

				Hintergrund

				Gemäß § 253 Abs. 2 HGB i. d. F. des BilMoG sind Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr im HGB-Abschluss abzuzinsen – und zwar unabhängig davon, ob in der zugrunde liegenden Verpflichtung ein Zinsanteil enthalten ist. Durch dieses generelle Abzinsungsgebot soll eine zutreffendere Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage erreicht werden.

				Aufgrund der Ermächtigung in § 253 Abs. 2 S. 4 und 5 HGB hat das Bundesministerium der Justiz im Benehmen mit der deutschen Bundesbank die „Verordnung über die Ermittlung und Bekanntgabe der Sätze zur Abzinsung von Rückstellungen“ (Rückstellungsabzinsungsverordnung – RückAbzinsV) vom 18.11 2009 erlassen. Die RückAbzinsV ist am Tag nach der Verkündung im BGBl. am 25.11.2009 in Kraft getreten.3

				Zeitliche Anwendung

				Die Abzinsung von Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr ist nach Art. 66 Abs. 3 EGHGB verbindlich vorgeschrieben für Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2009 beginnen, bei Geschäftsjahren, die dem Kalenderjahr entsprechen also erstmalig für das Geschäftsjahr 2010. Bei einem abweichenden, Wirtschaftsjahr verschiebt sich die Anwendung der Neuregelung entsprechend. Das Abzinsungsgebot gilt auch für Rückstellungen, die bereits in den Vorjahren gebildet wurden.

				Abzinsungszinssätze

				Die Abzinsungssätze werden monatlich von der Deutschen Bundesbank einheitlich für alle Unternehmen – also unabhängig z. B. von der Größe und der Branchenzugehörigkeit als durchschnittliche Marktzinssätze auf zwei Stellen nach dem Komma ermittelt.4 Grundlage für die Ermittlung der Abzinsungssätze ist der durchschnittliche Marktzinssatz für Restlaufzeiten von einem Jahr bis zu 50 Jahren.

				Die Bundesbank hat bei der Ermittlung der Abzinsungssätze die Zinsentwicklung der letzten sieben Jahre zu berücksichtigen, um Ertragsschwankungen auszugleichen. Durch die Glättung werden starke Gewinnschwankungen durch Zinsänderungen vermieden. Die Berechnung der Abzinsungssätze, die von der Deutschen Bundesbank aus einer um einen Aufschlag erhöhten Null-Kupon-Euro-Zinsswapkurve abgeleitet werden, ist in der RückAbzinsV ausführlich dargestellt. Seit Dezember 2009 gibt die Deutsche Bundesbank jeweils am letzten Handelstag des Monats auf ihrer Website die Abzinsungssätze bekannt (www.bundesbank.de/download/statistik/
stat_abzinsungssaetze.pdf).5

				Der anzuwendende Abzinsungssatz bestimmt sich grundsätzlich nach der Restlaufzeit der Verpflichtung (Laufzeitenkongruenz). Bei der Abzinsung von Pensionsrückstellungen kann anstelle der tatsächlichen Restlaufzeit auch typisierend eine Restlaufzeit von 15 Jahren zugrunde gelegt werden.

				
					Hinweis

					Auch Verpflichtungen in fremden Währungen sind mit den von der Deutschen Bundesbank bekannt gemachten Abzinsungssätzen zu diskontieren.

				

				Steuerliche Abzinsung

				Für steuerliche Zwecke sind Rückstellungen weiterhin nach § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e EStG mit 5,5 % abzuzinsen, wenn die Restlaufzeit der betreffenden Verpflichtung mehr als zwölf Monate beträgt und die Verpflichtung weder verzinslich ist noch auf einer Anzahlung oder Vorausleistung beruht. Auch dieser Zinssatz gilt für alle Unternehmen. Aus den unterschiedlichen Diskontierungssätzen in Handels- und Steuerbilanz können Steuerlatenzen resultieren.

				
					Literaturhinweis:

					Stapf/Elgg, BB 2009, S. 2134

				

			

			
				1.3 Wachstumsbeschleunigungsgesetz

				Das Wachstumsbeschleunigungsgesetzt6 vom 22.12.2009 wurde in der Vorauflage umfassend dargestellt.7 Einzelne Regelungen sind nicht mehr in 2009 in Kraft getreten, sondern erst zum 1.1.2010. Hierzu gehört insbesondere der neu geschaffene § 6a GrEStG, der nachfolgend noch einmal hervorgehoben werden soll.

				Nach dieser grunderwerbsteuerlichen Vorschrift werden bestimmte konzerninterne Umwandlungen begünstigt. Namentlich wird die Grunderwerbsteuer bei Verschmelzungen, Auf- und Abspaltungen, Ausgliederungen und Vermögensübertragungen (den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 UmwG) einschließlich Gesellschafterwechseln bei Personengesellschaften (dem Fall des § 1 Abs. 2a GrEStG) nicht erhoben. Voraussetzung für diese Vergünstigung ist allerdings, dass an dem Vorgang ausschließlich ein herrschendes Unternehmen und ein oder mehrere von diesem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften oder (nur) mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften beteiligt sind. Einschränkungen gibt es in Bezug auf bestimmte ausländische Rechtsträger.

				Für tiefergehende Ausführungen wird auf die Vorauflage und auf die nachstehenden jüngeren Literaturbeiträge zu § 6a GrEStG verwiesen.

				
					Literaturhinweise:

					Heine, UVR 2010, S. 81; Ihle, DNotZ 2010, S. 725; Neitz/Lange, Ubg 2010, S. 17; Schmitt-Homann, BB 2010, S. 2276 u. 2281

				

			

			
				1.4 Begleitgesetz zur Zweiten Föderalismusreform

				Das Gesetz8 regelt unter anderem notwendig gewordene Anpassungen an die Organisation der Finanzverwaltung sowie der Änderungen zur Feuerschutz- und Versicherungssteuer; insoweit verweisen wir auf die Vorauflage.9

			

			
				1.5 Jahressteuergesetz 2009: Grundlegende umsatzsteuerliche Modifikationen

				Das Jahressteuergesetz 200910 wurde zwar bereits in der vorletzten Ausgabe tiefgehend behandelt.11 Die sehr bedeutsamen umsatzsteuerrechtlichen Neuregelungen, die sich aus diesem Gesetz ergeben haben und die erst zum 1.1.2010 in Kraft getreten sind, sollen aufgrund ihrer erheblichen Praxisrelevanz hier noch einmal in Erinnerung gerufen werden. Es handelt sich im Wesentlichen zum einen um die grundlegende Änderung der Vorschriften zur Bestimmung des Ortes der sonstigen Leistung und zum anderen um weitgehende Modifikationen im Verfahren über die Zusammenfassenden Meldungen und im Vorsteuer-Vergütungsverfahren.

				Nach der neuen Grundregel befindet sich im Fall von sonstigen Leistungen an einen Unternehmer für dessen Unternehmen der Leistungsort dort, wo der Leistungsempfänger sein Unternehmen betreibt oder die leistungsempfangende Betriebsstätte belegen ist (Empfängerortsprinzip).12 Bei Leistungen an Nichtunternehmer oder Unternehmer, die die Leistung nicht für ihr Unternehmen beziehen, bleibt es hingegen dabei, dass der Leistungsort dort belegen ist, wo der Leistende sein Unternehmen betreibt oder die leistungserbringende Betriebsstätte belegen ist (Sitzortsprinzip).13 Nach wie vor gibt es von diesen Grundsätzen Ausnahmetatbestände, die vorrangig zu beachten sind, so z. B. im Fall von sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück.

				Bei Leistungen an unternehmerische Leistungsempfänger im EG-Binnenmarkt ist ab dem 1.1.2010 zudem insbesondere der geänderte Nachweis der Unternehmereigenschaft des Leistungsempfängers zu beachten. Der Leistungsempfänger muss dem Leistungserbringer noch vor der Leistungserbringung seine USt-ID-Nr. mitteilen und der Leistungsempfänger hat diese aufzuzeichnen. Ein lediglich zufälliges Kennen reicht hierbei nicht aus.

				In Zusammenfassenden Meldungen sind insbesondere aufgrund der Neuregelung in § 3a Abs. 2 UStG fortan zusätzliche Angaben zu machen. Sehr empfehlenswert, um sich über die Änderungen zu informieren, ist die Internetpräsenz des BZSt (www.bzst.bund.de).

				Im Vorsteuer-Vergütungsverfahren liegt die wesentliche ab dem 1.1.2010 geltende Neuerung darin, dass Vergütungsanträge innerhalb des Gemeinschaftsgebiets nunmehr über das elektronische Portal im jeweiligen Heimatstaat zu stellen sind (so in Deutschland über das BZSt) und nicht mehr direkt bei der Behörde in dem Staat, in dem die Vorsteuern angefallen sind. Die Behörde im Heimatstaat leitet den Antrag an die jeweilige ausländische Behörde weiter, d. h. die Entscheidung über den Antrag fällt nach wie vor die Behörde des Erstattungsstaates. Die Antragstellung muss spätestens bis zum 30.9. des jeweiligen Folgejahres geschehen sein, wobei für 2009 betreffende Anträge zu prüfen ist, inwieweit wegen technischer Schwierigkeiten bei der Implementierung des neuen Systems eine längere Frist gilt. Bei Vorsteuer-Vergütungsanträgen in Bezug auf Drittlandsgebiet bleibt es dabei, dass das Recht des jeweiligen Drittstaates maßgebend bleibt, d. h. in diesen Fällen muss die Antragstellung nach wie vor direkt in dem jeweiligen Drittstaat nach den dortigen Regelungen erfolgen. In diesen Fällen ist zumeist auch nach wie vor die Vorlage einer Unternehmerbescheinigung vonnöten, anders als bei Vorsteuer-Vergütungsanträgen im Gemeinschaftsgebiet, wo die Unternehmereigenschaft nunmehr durch die den Antrag weiterleitende Behörde im Ansässigkeitsstaat geprüft und bestätigt wird. Auch in Bezug auf die Durchführung des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens ist die Internetpräsenz des BZSt für eine Informierung über die wesentlichen Änderungen hilfreich.

			

			
				1.6 Jahressteuergesetz 2010

				Das Jahressteuergesetz 2010 (JStG 2010) wurde am 13.12.2010 verkündet14 und trat nach dem Tag seiner Bekanntgabe in Kraft. Viele der Einzelregelungen treten indessen rückwirkend zum 1.1.2010 in Kraft.

				Mit dem JStG 2010 greift der Gesetzgeber den fachlich notwendigen Gesetzgebungsbedarf, der im Verlauf des Jahres 2009 sich in vielen Bereichen des deutschen Steuerrechts ergeben hat, aber der wegen des Endes der 16. Legislaturperiode in der zweiten Jahreshälfte 2009 nicht mehr umgesetzt werden konnte, auf. Zugleich ergänzt es weitere zwischenzeitlich erforderlich gewordene steuerrechtliche wie außersteuerrechtliche Maßnahmen.

				Die Änderungen durch das JStG 2010 sind ausführlich unter den Sonderthemen dargestellt.15

			

			
				1.7 Restrukturierungsgesetz

				Hintergrund

				Das „Gesetz zur Restrukturierung und geordneten Abwicklung von Kreditinstituten, zur Errichtung eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute und zur Verlängerung der aktienrechtlichen Organhaftung“ (Restrukturierungsgesetz) vom 9.12.2010 gehört zu den gesetzgeberischen Reaktionen auf die globale Finanzmarktkrise. Unter anderem beinhaltet das Artikelgesetz das Gesetz zur Errichtung eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute (Restrukturierungsfondsgesetz – RStrukFG),16 mit dem die sog. Bankenabgabe eingeführt wird.

				Stand des Gesetzgebungsverfahrens

				Der Bundestag hat dem Gesetzentwurf der Bundesregierung17 am 28.10.2010 in der Fassung der Beschlussempfehlung des Finanzauschusses18 zugestimmt, der Bundesrat19 am 26.11.2010. Das Gesetz wurde am 14.12.2010 verkündet.20

				Ziel

				Ziel des RStrukFG ist es, die Banken an den Kosten etwaiger künftiger Bankenkrisen zu beteiligen. Zu diesem Zweck wird ein Restrukturierungsfonds geschaffen, an den grundsätzlich alle Kreditinstitute i. S. d. KWG Beiträge (sog. Bankenabgabe) zu entrichten haben. Die Höhe der Abgabe richtet sich nach dem jeweiligen systemischen Risiko der Institute. Die Zielgröße des Restrukturierungsfonds beläuft sich auf 70 Mrd. €.21 Der Fonds dient der Stabilisierung des Finanzmarkts durch

				
						
						die Gründung sog. Brückeninstitute,

					

						
						Anteilserwerbe nach § 5 RStrukFG und

					

						
						Rekapitalisierungen (§ 7 RStrukFG)

					

				

				mit den Mitteln des Fonds.

				Besteuerung des Restrukturierungsfonds

				Der Restrukturierungsfonds wird als Sondervermögen des Bundes i. S. d. Art. 110 Abs. 1 GG errichtet22 und wird durch die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung (FMSA) verwaltet.23

				Der Restrukturierungsfonds unterliegt weder der Körperschaftsteuer noch der Gewerbesteuer.24

				Auf Kapitalerträge des Restrukturierungsfonds ist nach § 15 RStrukFG ein Steuerabzug nicht vorzunehmen. Wurde dennoch Kapitalertragsteuer einbehalten und abgeführt, hat der zum Steuerabzug Verpflichtete die Steueranmeldung insoweit zu ändern.25

				Nicht von der Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit sind Brückeninstitute i. S. d. § 5 RStrukFG, d. h. juristische Personen, die von dem Restrukturierungsfonds gegründet werden, um bei Übertragungen aufgrund umwandlungsrechtlicher oder privatrechtlicher Art sowie bei Übertragungen aufgrund einer Übertragungsanordnung nach § 48a Abs. 1 KWG i. d. F. des Restrukturierungsgesetzes als aufnehmender Rechtsträger zu fungieren.26

				Beitragspflichtige Kreditinstitute

				Beitragspflichtig sind alle Kreditinstitute i. S. d. § 1 KWG, die die Vorgaben der Kreditinstitutsrechnungslegungsverordnung (RechKredV) einhalten müssen.

				Von der Beitragspflicht befreit sind die in § 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG genannten Institute, z. B. die Deutsche Bundesbank, die Kreditanstalt für Wiederaufbau sowie die Investitions-, Förder- und Aufbaubanken der Länder. Ebenfalls nicht beitragspflichtig sind Brückeninstitute i. S. d. § 5 RStrukFG.

				Die beitragspflichtigen Kreditinstitute sind verpflichtet, den Jahresbeitrag jeweils zum 30.9. eines Jahres zu leisten, erstmalig zum 30.9.2011.

				Höhe des Beitrags

				Der Beitrag zum Fonds besteht aus einem Jahresbeitrag und einem nur bei Bedarf anzufordernden Sonderbeitrag.

				Die Höhe des Jahresbeitrags, aus dem der Restrukturierungsfonds gespeist wird, muss sich nach dem Geschäftsvolumen, der Größe und der Vernetzung des beitragspflichtigen Kreditinstituts im Finanzmarkt richten.27 Die Ermittlung des zu leistenden Beitrags soll das Bundesfinanzministerium (BMF) per Verordnung festlegen. Der Diskussionsentwurf für eine Verordnung über die Beiträge zum Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute wurde auf der Website des BMF veröffentlicht.28

				Reichen die in dem Restrukturierungsfonds angesammelten Mittel nicht aus, um Stabilisierungsmaßnahmen des Fonds zu finanzieren, kann die FMSA von den beitragspflichtigen Kreditinstituten Sonderbeiträge erheben.29

				Änderung des EStG: Abzugsverbot für Jahresbeiträge zum Restrukturierungsfonds

				Durch das Restrukturierungsgesetz wird ein neues Abzugsverbot in § 4 Abs. 5 EStG eingefügt, das die Bankabgabe gemäß RStrukFG betrifft.30 Jahresbeiträge nach § 12 Abs. 2 RStrukFG unterliegen einem Abzugsverbot und dürfen den Gewinn nicht mindern. Der Katalog der nicht abziehbaren Betriebsausgaben in § 4 Abs. 5 EStG wird um eine neue Nr. 13 mit entsprechendem Regelungsinhalt erweitert. Gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 KStG gilt § 4 Abs. 5 EStG auch für die Einkommensermittlung von Körperschaften.

				
					Hinweis

					Nach dem ausdrücklichen Gesetzeswortlaut ist das Abzugsverbot ausdrücklich auf Jahresbeiträge zum Restrukturierungsfonds beschränkt. Etwaige Sonderbeiträge nach § 12 Abs. 3 RStrukFG fallen demnach nicht unter das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 Nr. 13 EStG und sind somit als Betriebsausgabe i. S. d. § 4 Abs. 4 EStG abzugsfähig. Entsprechend sind spätere Rückzahlungen von Sonderbeiträgen nach § 12 Abs. 5 RStrukFG als steuerpflichtige Betriebseinnahmen zu erfassen.

				

				Anwendung

				§ 4 Abs. 5 Nr. 13 EStG ist erstmalig für das Wirtschaftsjahr anzuwenden, das nach dem 30.9.2010 beginnt.31

			

			
				1.8 Gesetz zur Umsetzung steuerlicher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften

				Hintergrund des Gesetzes

				Mit dem „Gesetz zur Umsetzung steuerlicher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften“ vom 8.4.201032 wurden diverse Normen des deutschen Steuerrechts vornehmlich an europarechtliche Vorgaben – insbesondere an Recht33 und Rechtsprechung34 der EU -angepasst. Das Gesetz wurde am 5.3.2010 vom Bundestag verabschiedet, am 26.3.2010 hat der Bundesrat zugestimmt.

				Wesentlicher Inhalt

				
					Änderungen im Einkommensteuergesetz
				

				
						
						§ 3 Nr. 39 S. 2 EStG wurde dahingehend geändert, dass Arbeitnehmer Anteile an ihrem Unternehmen oder einem Mitarbeiterbeteiligungssondervermögen bis zum Betrag von 360 € p. a. auch im Wege der Finanzierung durch Entgeltumwandlung steuerfrei erhalten können. Die Beteiligung muss somit nicht mehr zwingend zusätzlich zum geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden, um die Steuerfreiheit herbeizuführen. Die Regelung findet Anwendung ab dem 2.4.2009.35

					

						
						Nach dem neu gefassten § 7 Abs. 5 S. 1 EStG ist die Inanspruchnahme der degressiven Gebäude-AfA nicht mehr von der Belegenheit des Objekts in Deutschland abhängig. Ausreichend ist nunmehr die Belegenheit in einem EU- oder EWR-Mitgliedstaat. Die Regelung findet auf Antrag auch für Veranlagungszeiträume vor 2010 Anwendung, soweit die Steuerbescheide dieser Veranlagungszeiträume noch nicht bestandskräftig sind.

					

						
						Durch Änderungen in den §§ 10a, 79, 92a, 95 EStG wird auch Grenzpendlern losgelöst von ihrer beschränkten Einkommensteuerpflicht für die Altersversorgungszulage eine unmittelbare Zulagenberechtigung zuerkannt. Die Zulage wird all denjenigen Förderberechtigten zuerkannt, die in einem inländischen gesetzlichen Alterssicherungssystem pflichtversichert sind. Eine Anknüpfung an eine unbeschränkte Steuerpflicht des Berechtigten oder seines Ehegatten entfällt damit, wenngleich auch über die erforderliche Pflichtversicherung in der inländischen gesetzlichen Rentenversicherung bzw. durch den alternativ vorausgesetzten Empfang inländischer Besoldung oder Versorgung auch weiterhin ein gewisser Inlandsbezug vonnöten ist. Die Förderung eines Riester-Vertrags kann zukünftig wegen Wegfalls des Inlandsbezugs auch zur Schaffung selbst genutzten Wohneigentums im EU- und EWR-Ausland genutzt werden, sofern es sich dabei um die Hauptwohnung oder den Lebensmittelpunkt des Zulagenberechtigten handelt (Ferienwohnungen sind nach wie vor nicht förderungsfähig). Die Regelungen gelten ab dem Veranlagungszeitraum 2010.36

					

						
						Nach der neuen Fassung des § 10b Abs. 1 und Abs. 1a EStG können auch Spenden an im EU- oder EWR-Ausland ansässige juristische Personen des öffentlichen Rechts, öffentliche Dienststellen, Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen steuerlich berücksichtigt werden, und zwar insgesamt bis zu 20 % des Gesamtbetrages der Einkünfte oder 4 ‰ der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewandten Löhne und Gehälter. Gleiches gilt für Spenden in den Vermögensstock einer im EU- oder EWR-Ausland ansässigen Stiftung. Die bislang vorgegebene Beschränkung der Abzugsfähigkeit von Spenden auf an inländische Empfänger getätigte Zuwendung verstößt nach Auffassung des EuGH gegen das Verbot der Beschränkung des freien Kapitalverkehrs.37 Erforderlich für den Abzug beim Spender ist, dass die bedachte Körperschaft nach ihrer Satzung bzw. nach ihrer sonstigen Verfassung und auch nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke i. S. d. §§ 52 ff. AO verfolgt. Hierbei wird aber nicht darauf abgestellt, ob die Körperschaft in ihrem Ansässigkeitsstaat tatsächlich steuerbefreit ist, sondern ob sie bei Erzielung inländischer Einkünfte steuerbefreit sein würde (= fiktive Betrachtung). Darüber hinaus gibt es weitere Voraussetzungen an den Spendenabzug in diesen Fällen, beispielsweise Amtshilfe und Unterstützung des Sitzstaates des Zuwendungsempfängers bei der Beitreibung, im Hinblick auf die Haftung für entgangene Steuern im Fall unrichtiger Bestätigungen oder der Verwendung zu nicht begünstigten Zwecken. Die Neuregelung findet Anwendung auf alle noch nicht bestandskräftig ergangenen Steuerbescheide, wobei die bisherigen Höchstabzugsgrenzen fortgelten und die an einen Inlandsbezug gestellten Voraussetzungen erst auf solche Zuwendungen anzuwenden sind, die nach dem 31.12.2009 erbracht wurden bzw. werden.38

					

						
						§ 49 Abs. 1 Nr. 7 EStG wird dahingehend geändert, dass Leibrenten und andere Leistungen i. S. d. § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a EStG auch bei Zahlung durch ausländische Zahlstellen den inländischen Einkünften im Rahmen der beschränkten Steuerpflicht zugeordnet werden. Voraussetzung hierfür ist, dass die den Auszahlungen zugrunde liegenden geleisteten Beiträge ganz oder teilweise nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG bei der hiesigen Besteuerung im Rahmen der Ermittlung der Sonderausgaben berücksichtigt wurden. Letztlich gilt hier das „Förderstaatsprinzip“, d. h. die Besteuerung der Leibrente oder einer mit ihr gleichgestellten Leistung wird dort durchgeführt, wo vormals die mit diesen Einkünften in Zusammenhang stehenden Beiträge steuerlich geltend gemacht wurden. Ob sich die geleisteten Beiträge tatsächlich steuermindernd ausgewirkt haben, ist dabei unerheblich. Die Regelung gilt ab dem Veranlagungszeitraum 2010.39

					

						
						Über eine Anpassung des § 49 Abs. 1 Nr. 10 EStG werden neben Einkünften aus Pensionsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen auch alle sonstigen Einkünfte i. S. d. § 22 Nr. 5 EStG wie z. B. aus Altersvorsorgeverträgen im Rahmen der beschränkten Einkommensteuerpflicht erfasst. In diesem Zuge werden auch die von ausländischen Zahlstellen ausgekehrten Leistungen erfasst, die bei Vorliegen unbeschränkter Steuerpflicht zu Einkünften i. S. d. § 22 Nr. 5 EStG geführt hätten (= fiktive Betrachtung) oder wenn die den Einkünften zugrunde liegenden Beiträge nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG ganz oder teilweise bei der Ermittlung der Sonderausgaben berücksichtigt wurden. Die Neuregelung gilt ab dem Veranlagungszeitraum 2010.40

					

						
						§ 85 Abs. 2 S. 1 EStG (Zuordnung der Kinderzulage zugunsten der Mutter bzw. des Vaters eines Kindes) gilt fortan auch in den Fällen, in denen beide Elternteile nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind, da sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im EU- oder EWR-Ausland haben. Diese Regelung beansprucht Geltung seit dem Tag nach der Verkündung des Gesetzes.41

					

						
						Auch in § 93 Abs. 1 S. 4 Buchst. c EStG (keine Rückzahlungsverpflichtung der steuerlichen Förderung bei Tod des Zulagenberechtigten im Fall des Übergangs des geförderten Altersvorsorgevermögens auf den im Todeszeitpunkt nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten) ist anstelle einer unbeschränkten Steuerpflicht beider Ehegatten künftig ausreichend, wenn sich der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt in einem EU- oder EWR-Mitgliedstaat befindet. Auch diese Regelung gilt seit dem Tag nach der Verkündung des Gesetzes.42

					

				

				
					Änderungen im Körperschaftsteuergesetz
				

				Die beschriebene Änderung des § 10b EStG zum Spendenabzug wird auch in § 9 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 KStG übernommen. Es gibt eine Übergangsregelung,43 die der einkommensteuerrechtlichen Übergangsregelung entspricht.

				
					Änderungen in Gewerbesteuergesetz und Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung
				

				Auch in § 9 Nr. 5 GewStG wird die Neuregelung des § 10b EStG zum Spendenabzug übernommen. Das GewStG sieht hierfür ebenfalls eine der einkommensteuerrechtlichen Regelung entsprechende Übergangsregelung vor.44

				§ 19 Abs. 3 Nr. 4 und Abs. 4 GewStDV (Verzicht auf die Hinzurechnung von Zinsaufwendungen bei Finanzdienstleistungsinstituten zum Gewinn aus Gewerbebetrieb) enthalten in ihrer neuen Fassung nicht mehr die Voraussetzung, dass das betreffende Unternehmen nachweislich ausschließlich Finanzdienstleistungen i. S. v. § 1 Abs. 1a S. 2 KWG erbringt. Die Neuregelung sieht einen Verzicht auf die Hinzurechnung von Entgelten für Schulden und gleichgestellten Beträgen vor, soweit diese Entgelte auf Finanzdienstleistungen i. S. d. vorstehenden Norm des KWG entfallen. Es gibt lediglich noch eine 50 %-Grenze, die es zu überschreiten gilt, um den Verzicht auf die Hinzurechnung zur Anwendung zu bringen. Das heißt, mindestens 50 % der Umsätze des Finanzdienstleistungsinstituts müssen auf Finanzdienstleistungen entfallen, andernfalls kann der Verzicht auf die Hinzurechnung der Schuldentgelte nicht geltend gemacht werden. Das Absehen von der Hinzurechnung, soweit die Entgelte für Schulden auf Finanzdienstleistungen i. S. v. § 1 Abs. 1a S. 2 KWG entfallen, ist bereits erstmals auf den Erhebungszeitraum 2008 anzuwenden45 Die 50 %-Grenze findet hingegen erstmals ab dem Erhebungszeitraum 2011 Anwendung.46

				
					Änderung in der Altersvorsorge-Durchführungsverordnung
				

				Die vorgenommene Änderung bezieht sich zum einen auf § 10 Abs. 2 der Verordnung. Hiernach trifft die Anbieter von Altersvorsorgeverträgen eine Anzeigepflicht, wenn ihnen Umstände bekannt werden, die zu einer Rückzahlungspflicht des Zulageberechtigten nach § 95 Abs. 1 EStG führen. Zum anderen wurde § 13 Abs. 2 der Verordnung neu gefasst. Hiernach treffen den Zulageberechtigten selbst Anzeigepflichten, und zwar gegenüber dem Anbieter des Altersvorsorgevertrags, die auch dann bestehen, wenn aus dem Vertrag bereits Leistungen gezogen werden.

				
					Änderung im Umsatzsteuergesetz, in der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung und in der Umsatzsteuererstattungsverordnung
				

				Es handelt sich um folgende wesentliche Neuerungen:

				
						
						Durch einen neu gefassten § 4 Nr. 11b UStG sind auf dem Gebiet der Postdienstleistungen künftig nicht lediglich die unmittelbar dem Postwesen dienenden Umsätze der Deutschen Post AG von der Umsatzsteuer befreit. Vielmehr unterfallen nunmehr auch andere Anbieter dieser Leistungen unter den Anwendungsbereich dieser Befreiung. Voraussetzung hierfür ist, dass es sich um Universaldienstleistungen nach Art. 3 Abs. 4 der Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.12.1997 über gemeinsame Vorschriften für die Entwicklung des Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstequalität47 in der jeweils geltenden Fassung handelt. Zudem ist es erforderlich, dass sich der Unternehmer gegenüber dem BZSt dazu verpflichtet hat, die Leistungen oder einen Teilbereich davon flächendeckend im gesamten Gebiet Deutschlands anzubieten. Hierüber erteilt das BZSt eine Bescheinigung. Für bestimmte Leistungen gibt es Ausnahmen von der Umsatzsteuerbefreiung, so im Fall von individuell ausgehandelten Vereinbarungen oder bei bestimmten Sonderkonditionen, die nach den allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten. Die Neuregelung trat zum 1.7.2010 in Kraft.48

					

						
						Der Treibhausgas-Emissionshandel wurde in § 13b Abs. 2 Nr. 6 UStG n. F. (bei bestimmten Katalogleistungen Steuerentstehung mit Rechnungsausstellung, spätestens mit Ablauf des der Leistungsausführung folgenden Kalendermonats) als zusätzlicher Anwendungsfall der Regelung aufgenommen. Durch den Verweis in § 13b Abs. 5 S. 1 Halbsatz 2 UStG auch auf § 13b Abs. 2 Nr. 6 UStG kommt es nunmehr auch in den Fällen des Treibhausgas-Emissionshandels zu einer Verlagerung der Steuerschuldnerschaft auf den Leistungsempfänger, wenn es sich bei ihm um einen Unternehmer handelt.

					

						
						Ein neu gefasster § 13b Abs. 3 UStG n. F. bestimmt den Zeitpunkt der Steuerentstehung bei sonstigen Leistungen, die dauerhaft über einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erbracht werden (sog. Dauerleistungen). Hiernach entsteht in diesen Fällen die Steuer spätestens mit Ablauf eines jeden Kalenderjahres, in dem die Leistung tatsächlich erbracht wurde.

					

						
						Die Vorschrift des § 13b UStG wurde allgemein neu gegliedert, d. h. innerhalb der Norm haben sich einzelne Absätze verschoben. So entspricht Abs. 4 inhaltlich dem vormaligen Abs. 1 S. 2 und 3, Abs. 5 entspricht inhaltlich größtenteils dem bisherigen Abs. 2. Die Änderungen in § 13b UStG gelten seit dem 1.7.2010.49

					

						
						Nach § 18a Abs. 1 UStG n. F. ist eine Zusammenfassende Meldung in den Fällen innergemeinschaftlicher Warenlieferungen und innergemeinschaftlicher Dreiecksgeschäfte i. S. d. § 25b Abs. 2 UStG fortan bis zum 25. Tag nach Ablauf des Kalendermonats, in dem die betreffende Lieferung ausgeführt wurde, abzugeben. Die vierteljährliche Abgabe dieser Meldung – nunmehr bis zum 25. Tag nach Ablauf des Meldezeitraums – ist nur noch dann ausreichend, wenn die Summe der Bemessungsgrundlagen für die innergemeinschaftlichen Warenlieferungen und die Lieferungen i. S. d. § 25b Abs. 2 UStG weder für das laufende Kalendervierteljahr noch für eines der vier vorangegangenen Kalendervierteljahre jeweils mehr als 50.000 € beträgt.50 Will der Unternehmer von dieser Vereinfachungsregelung keinen Gebrauch machen, muss er dies dem BZSt anzeigen.51 Kommt es innerhalb eines laufenden Kalendervierteljahres zu einem Überschreiten dieser Grenze von 50.000 €, sind auch für die abgelaufenen Kalendermonate des betreffenden Quartals Zusammenfassende Meldungen nachträglich dem BZSt zu übermitteln, und zwar bis zum 25. Tag nach Ablauf des Kalendermonats, in dem die Grenze überschritten wurde.52 Um den Übergang zu dieser Neuerung zu erleichtern, gilt für die Zeit vom 1.7.2010 bis zum 31.12.2011 eine höhere Grenze, namentlich in Höhe von 100.000 €.53 Die Regelung gilt seitdem 1.7.2010.54

					

						
						Auch bei umsatzsteuerpflichtigen sonstigen Leistungen im übrigen Gemeinschaftsgebiet i. S. d. § 3a Abs. 2 UStG, für die der in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Empfänger der Leistung die Umsatzsteuer schuldet, besteht eine Verpflichtung zur Übermittlung Zusammenfassender Meldungen an das BZSt.55 Diese Meldungen sind bis zum 25. Tag nach Ablauf jedes Kalendervierteljahres abzugeben, in dem die sonstige Leistung im übrigen Gemeinschaftsgebiet erbracht wurde. Besteht bereits aufgrund erbrachter innergemeinschaftlicher Warenlieferungen oder aufgrund von Lieferungen i. S. d. § 25b Abs. 2 UStG eine Verpflichtung zur Übermittlung monatlicher Zusammenfassender Meldungen nach § 18a Abs. 1 UStG (s. o.), sind die Angaben in Bezug auf die sonstigen Leistungen jeweils in der Zusammenfassenden Meldung für den letzten Monat des betreffenden Kalendervierteljahres zu machen.56 Alternativ kann der Unternehmer diese Angaben auch in die einzelnen monatlichen Meldungen mit aufnehmen, muss dies dem BZSt dann aber anzeigen.57 In Kraft getreten sind diese Neuerungen am 1.7.2010.58

					

						
						Modifiziert wurden auch die Angaben, die im Rahmen der Zusammenfassenden Meldungen zu machen sind.59

					

						
						Berichtigungen Zusammenfassender Meldungen sind fortan nicht mehr innerhalb von 3 Monaten, sondern innerhalb eines Monats vorzunehmen.60 Auch dies gilt bereits seit dem 1.7.2010.61

					

						
						Einzelheiten über das Verfahren der Zusammenfassenden Meldung werden per BMF-Schreiben geregelt.

					

						
						Bislang war die gesonderte Erklärung bestimmter sonstiger Leistungen nach § 18 UStG in dem Voranmeldungszeitraum abzugeben, in dem die Rechnungsstellung erfolgte, spätestens in dem der Leistungsausführung folgenden Monat. Aufgrund einer Neufassung von § 18b S. 1 Nr. 2 und S. 2 und 3 UStG ist diese Erklärung nunmehr in demjenigen Voranmeldungszeitraum abzugeben, in dem die sonstige Leistung tatsächlich ausgeführt worden ist. Geltung beansprucht auch diese Neuregelung seit dem 1.7.2010.62

					

						
						Nach dem neu gefassten § 27a Abs. 1 UStG kann nunmehr jedem Unternehmer i. S. d. § 2 UStG auf Antrag beim BZSt eine USt-ID-Nr. erteilt werden. Denn die bisher geltende Einschränkung in S. 2 der Vorschrift, die z. B. für Kleinunternehmer galt, wurde durch eine gänzlich andere Regelung ersetzt. Bei dieser handelt es sich um die Möglichkeit der Erteilung einer USt-ID-Nr. auch für juristische Personen, die nicht Unternehmer sind oder die Gegenstände nicht für ihr Unternehmen erwerben, wenn sie die Nummer für innergemeinschaftliche Erwerbe benötigen. Diese Neuerungen gelten seit dem 1.1.2010.63

					

				

				
					Änderungen im Finanzverwaltungsgesetz
				

				Ein neu geschaffener § 5 Abs. 1 Nr. 37 EStG regelt die Ausstellung einer Bescheinigung für Unternehmer, die die Voraussetzungen nach § 4 Nr. 11b UStG erfüllen.

				
					Änderungen im Außensteuergesetz
				

				Die Änderung betrifft die mit dem Unternehmensteuerreformgesetz 200864 eingeführte Besteuerung von Funktionsverlagerungen auf verbundene Unternehmen im Ausland.

				Grundsätzlich sind bei Vorliegen einer Funktionsverlagerung nicht die einzelnen in das Ausland übertragenen Wirtschaftsgüter und sonstigen übergegangenen Vorteile zu bewerten, sondern vielmehr das Transferpaket, also die Funktion als Ganzes einschließlich der ihr innewohnenden Chancen und Risiken (Beispiel: komplette einsatzbereite Produktionsanlage, deren Gesamtwert deutlich über der Summe der Werte der einzelnen zugehörigen Wirtschaftsgüter liegen kann). Von diesem Grundsatz wird mit dem neu geschaffenen § 1 Abs. 3 S. 10 Halbsatz 2 AStG eine zusätzliche Ausnahme geschaffen. Das heißt, bei Vorliegen von deren Voraussetzungen sind Einzelverrechnungspreise der betroffenen Wirtschaftsgüter und Dienstleistungen anzuerkennen, zumindest nach Vornahme etwaig notwendiger sachgerechter Anpassungen.

				Voraussetzung für die Anwendung dieser neu geschaffenen Ausnahme ist, dass der Steuerpflichtige glaubhaft macht, dass zumindest ein wesentliches immaterielles Wirtschaftsgut Gegenstand der Funktionsverlagerung ist und er dieses genau bezeichnet. Ist dies der Fall, ist er von der Pflicht zur Gesamtbewertung des Transferpakets entbunden, ausreichend ist sodann die Prüfung der Angemessenheit der Einzelverrechnungspreise aller Bestandteile, die im Transferpaket enthalten sind.

				Darüber hinausgehende Änderungen in S. 9 und dem 1. Halbsatz von S. 10 der Norm dienen hingegen nur der Klarstellung, ohne dass sich aus ihnen eine steuerliche Auswirkung ergibt.

				Anzuwenden sind diese Vorschriften – rückwirkend – ab dem Veranlagungszeitraum 2008,65 damit sogleich von der erstmaligen Anwendung der Regeln über die Funktionsverlagerung an.

				Inkrafttreten des Umsetzungsgesetzes

				Das Gesetz ist grundsätzlich am Tag nach seiner Verkündung in Kraft getreten, d. h. am 15.4.2010. Zu den einzelnen Zeitpunkten des Inkrafttretens vgl. die diesbezüglichen Hinweise zu der jeweiligen Gesetzesänderung.

				
					Literaturhinweise:

					Beer, Stbg 2010, S. 337; Gerhards, DStZ 2010, S. 584; Kaminski, Stbg 2010, S. 193; Monfort, DStR 2010, S. 1001; Nieskens, UR 2010, S. 713; Oestreicher/Wilcke, Ubg 2010, S. 225 (zu Auswirkungen auf Funktionsverlagerungen); Paintner/Melchior, DStR 2010, S. 625; Radeisen, SteuerConsultant 7/2010, S. 15; Weber, UVR 2010, S. 139

				

			

			
				1.9 Viertes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen

				Das Gesetz66 beinhaltet eine Neufassung folgender Gesetze:

				
						
						Tabaksteuergesetz

					

						
						Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetz

					

						
						Biersteuergesetz

					

						
						Kaffeesteuergesetz.

					

				

				
					Daneben beinhaltet es Änderungen der folgenden Gesetze:
				

				
						
						Branntweinmonopolgesetz

					

						
						Energiesteuergesetz

					

						
						Stromsteuergesetz

					

						
						Truppenzollgesetz

					

						
						Bundes-Immissionsschutzgesetz.

					

				

				Mit dem Gesetz wird der gebotenen Umsetzung europarechtlicher Vorgaben Rechnung getragen.67 In Kraft getreten ist das Gesetz grundsätzlich am 1.4.2010, in weiten Teilen aber bereits am 1.1.2009 bzw. am Tag nach der Verkündung, d. h. am 22.7.2009.

				Da die wesentlichen Änderungen bereits in der Vorauflage dargestellt wurden, wird auf diese verwiesen.68

				Nach diesem bereits im Bundesgesetzblatt verkündeten und damit wirksamen „Vierten Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen“ läuft bereits das Gesetzgebungsverfahren für ein „Fünftes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen“, siehe den Ausblick auf beabsichtigte Gesetzesvorhaben.69

			

			
				1.10 Fünftes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes

				Wesentlicher Inhalt des Gesetzes

				Das Fünfte Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes70 enthält insbesondere die folgenden Regelungen:

				
						
						Steuerbegünstigung für Diesel-Pkw der Abgasstufe Euro 6

						Für Diesel-Pkw der Abgasstufe Euro 6 gibt es seit dem 1.7.2009 eine befristete Steuerbegünstigung in Höhe von maximal 150 € pro Fahrzeug. Diese wurde nunmehr aus europarechtlichen Gründen auf Erstzulassungen beschränkt, die zwischen dem 1.1.2011 und dem 31.12.2013 erfolgen. Dies gilt rückwirkend vom 1.7.2009 an. Um Vertrauensschutz zu gewährleisten, können die Halter von Fahrzeugen mit Erstzulassung zwischen dem 1.7.2009 und dem 3.6.2010 ebenfalls diese Steuerbefreiung beantragen.

					

						
						Elektrofahrzeuge

						Ausschließlich per Elektromotor angetriebene Pkw haben weder Hubraum noch verursachen sie bei ihrem Betrieb unmittelbar den Ausstoß von Kohlendioxid. Eine CO2-basierte Besteuerung scheidet daher bei ihnen aus. Aus diesem Grund werden sie im Anschluss an die 5-jährige Steuerbefreiung des § 3d KraftStG anhand ihres verkehrsrechtlich zulässigen Gesamtgewichts besteuert. Zudem erhalten sie eine Ermäßigung bei der Kfz-Steuer.

					

						
						Trikes und Quads

						Trikes und Quads wurden bislang für Kfz-Steuer-Zwecke wie Pkw behandelt. Da für sie jedoch keine gesicherten CO2-Werte ermittelt werden, wird die Kfz-Steuer für Trikes und Quads auch weiterhin nach Hubraum und EU-Abgasstufe bemessen, nicht nach dem CO2-Ausstoß.

					

						
						Saisonkennzeichen

						Klarstellend wurde in das KraftStG aufgenommen, dass Fahrzeuge mit einem Saisonkennzeichen für mindestens einen Monat besteuert werden. Dies ist wesentlich für die Fälle, in denen ein Fahrzeug außerhalb der Saison angemeldet und noch vor dem Beginn des ersten Benutzungszeitraums wieder abgemeldet wird.

					

						
						Ausfuhrkennzeichen

						Die Kfz-Steuer-Befreiung für Ausfuhrkennzeichen nach § 3 Nr. 12 KraftStG wurde ersatzlos aufgehoben, um dem zunehmenden Missbrauch (Inverkehrbringen von Fahrzeugen in Umgehung der zulassungsrechtlichen Vorschriften) zu begegnen.

					

						
						Zwangsweise Abmeldung von Kfz bei Zahlungsrückständen

						Kfz-Zulassungsstellen dürfen künftig bundesweit überprüfen, ob sich jemand, der eine Kfz-Zulassung beantragt, mit zu zahlender Kfz-Steuer und zugehörigen steuerlichen Nebenleistungen (insbesondere Säumniszuschlägen und Zinsen) im Rückstand ist. Ist dies der Fall, können sie die Zulassung verweigern bzw. das Fahrzeug von Amts wegen zwangsweise abmelden.

					

				

				Inkrafttreten

				Das Gesetz ist grundsätzlich am 1.7.2010 in Kraft getreten.

				
					Literaturhinweise:

					Welz, UVR 2010, S. 245; Zens, NWB 2010, S. 2455

				

			

			
				1.11 Immobilienwertermittlungsverordnung (ImmoWertV)

				Bei der ImmoWertV handelt es sich zwar nicht um eine genuin steuerliche Vorschrift, jedoch entfaltet sie insbesondere über die Öffnungsklausel des § 198 BewG erhebliche Bedeutung auch für die Bewertung von Grundstücken des Privat- wie des Betriebsvermögens für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer.

				Überblick über die ImmoWertV

				Die Immobilienwertermittlungsverordnung71 (ImmoWertV) hat zum 1.7.2010 die Wertermittlungsverordnung72 (WertV 88) abgelöst. Zwar werden die erprobten Grundsätze der WertV im Grundsatz beibehalten, jedoch bringt die ImmoWertV nicht nur redaktionelle Änderungen.

				
					Gegenüber der WertV 88 bringt die ImmoWertV u. a. folgende Neuerungen:
				

				
						
						Grundsätze der Wertermittlung bei nicht marktfähigen bzw. -gängigen Wertermittlungsobjekten (§ 1 Abs. 2 ImmoWertV)

					

						
						Berücksichtigung künftiger Entwicklungen (§ 2 ImmoWertV)

					

						
						Festlegung der Reihenfolge der Verfahrensschritte zur Verkehrswertermittlung (Marktanpassung vor Berücksichtigung individueller Grundstücksmerkmale, § 8 Abs. 2 ImmoWertV)

					

						
						Ausweitung der Anwendung von Indexreihen (§ 11 ImmoWertV)

					

						
						Einführung von Marktanpassungsfaktoren (§ 14 ImmoWertV)

					

						
						Aufnahme des DCF-Verfahrens als weiterem zulässigen Ertragswertverfahren (§ 17 Abs. 2 ImmoWertV)

					

						
						geänderte Definitionen von Rohertrag und Bewirtschaftungskosten (§§ 18 Abs. 2 bzw. 19 ImmoWertV).

					

				

				Neue Anforderungen an Gutachterausschüsse

				Die ImmoWertV verschärft die Anforderungen an die Gutachterausschüsse nach §§ 192 ff. BauGB hinsichtlich der Bereitstellung von Daten für die Bewertung bebauter und unbebauter Grundstücke nach §§ 176 ff. BewG für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer.73

				Anwendung der ImmoWertV

				Anwender der ImmoWertV sind vor allem die Gutachterausschüsse für Grundstückswerte nach §§ 192 ff. BauGB, Sachverständige für die Grundstückswertermittlung, Banken und Versicherungen. Die ImmoWertV ist bei Bewertungsstichtagen nach dem 30.6.2010 anzuwenden. In räumlicher Hinsicht ist der Anwendungsbereich der ImmoWertV auf das Inland beschränkt.

				Gliederung der ImmoWertV

				Die ImmoWertV ist in vier Abschnitte gegliedert.

				
						
						Im Abschnitt 1 (§§ 1 bis 8) sind der Anwendungsbereich definiert sowie Begriffsbestimmungen und allgemeine Verfahrensgrundsätze niedergelegt. Diese Grundsätze gelten für alle Bewertungsverfahren nach der ImmoWertV. In diesem Abschnitt sind z. B. die Definitionen von Wertermittlungs- und Qualitätsstichtag (§§ 3 und 4), Restnutzungsdauer (§ 6 Abs. 6) und die Grundsätze der Verkehrswertermittlung (§§ 7, 8) enthalten.

					

						
						Abschnitt 2 (§§ 9 bis 14) beinhaltet Regelungen zur Ermittlung von Bodenrichtwerten und sonstigen erforderlichen Daten.

					

						
						Im Abschnitt 3 (§§ 15 bis 23) sind in drei Unterabschnitten Vergleichs-, Ertrags- und Sachwertverfahren geregelt.

					

						
						Schlussvorschriften finden sich in Abschnitt 4.

					

				

				Grundlagen der Bewertung nach ImmoWertV

				Die ImmoWertV dient der Ermittlung von Verkehrswerten (Marktwerten) von Grundstücken, ihrer Bestandteile sowie ihres Zubehörs und ist auch auf grundstücksgleiche Rechte, Rechte an diesen und auf Rechte an Grundstücken sinngemäß anzuwenden, § 1 ImmoWertV. Nach § 194 BauGB wird der Verkehrswert (Marktwert) durch den Preis bestimmt, der im Zeitpunkt der Wertermittlung im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach den rechtlichen Gegebenheiten und den tatsächlichen Eigenschaften, der sonstigen Beschaffenheit und der Lage des Grundstücks ohne Rücksicht auf ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse zu erzielen wäre. Im Ergebnis stimmen der Wertmaßstab der ImmoWertV und des BewG überein. Auch § 177 BewG nennt ausdrücklich den gemeinen Wert i. S. d. § 9 Abs. 2 BewG und damit den Verkehrswert als Wertmaßstab für die Bewertung von Grundbesitz für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer.74 Sowohl § 3 Abs. 2 ImmoWertV als auch § 9 Abs. 2 S. 1 BewG stellen auf die Verhältnisse des gewöhnlichen Geschäftsverkehrs ab und in § 7 ImmoWertV wird in Übereinstimmung mit § 9 Abs. 2 S. 3 BewG die Vernachlässigung ungewöhnlicher oder persönlicher Verhältnisse bei der Verkehrswertermittlung statuiert. Die Bewertung nach ImmoWertV ebenso wie die Bewertung nach §§176 ff. BewG ist stichtagsbezogen.75

				Wertermittlungsrichtlinie und Normalherstellungskosten

				Im Anschluss an den Erlass der ImmoWertV ist auch die Wertermittlungsrichtlinie (WertR)76 einschließlich der Normalherstellungskosten (NHK)77 anzupassen. Die NHK finden im Sachwertverfahren Anwendung. Gegenwärtig gelten noch die NHK 2000.78 Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) hat das Baukosteninformationszentrum Deutscher Architekten GmbH bereits im Jahr 2005 mit der Entwicklung von Vorschlägen für die Überarbeitung der NHK 2000 und weiterer für die Sachwertermittlung erforderlicher Daten beauftragt.79

				
					Hinweis

					Sollten die NHK 2005 an die Stelle der NHK 2000 treten, so ist im Einzelfall genau zu untersuchen, ob sich durch Verwendung der NHK 2005 höhere Sachwerte ergeben als gegenüber der Verwendung der Regelherstellungskosten gemäß Anlage 24 zum BewG, bei denen es sich um die indexierten NHK 2000 handelt.80

				

				Bedeutung der ImmoWertV für die Erbschaft- und Schenkungsteuer

				
					Verschenkte und vererbte Grundstücke
				

				Die Ablösung der WertV 88 durch die ImmoWertV hat auch unmittelbar Auswirkungen auf die erbschaft- und schenkungssteuerliche Beratungspraxis. Gemäß der Öffnungsklausel in § 198 BewG kann der Steuerpflichtige für bebaute und unbebaute Grundstücke einen niedrigeren gemeinen Wert nachweisen, der unter dem im Vergleichs-, Ertrags- bzw. Sachwertverfahren nach §§ 179 ff. BewG ermittelten Wert liegt. Bei der Ermittlung des niedrigeren gemeinen Werts bebauter und unbebauter Grundstücke nach § 9 BewG sind wegen der Verweisung des § 198 BewG die Vorschriften der aufgrund der Ermächtigung in § 199 Abs. 1 BauGB erlassenen Verordnung anzuwenden. Bei der Grundbesitzbewertung ist daher der Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts seit dem 1.7.2010 nicht mehr durch Gutachten nach WertV 88 zu führen, sondern nach ImmoWertV.81 In der erbschaft- bzw. schenkungssteuerlichen Beratung ist zu prüfen, ob ggf. ein niedrigerer gemeiner Wert nach ImmoWertV nachgewiesen werden kann, insbesondere um den Typisierungen82 der Grundbesitzbewertung nach dem BewG zu entkommen.83

				Da die Reform des Erbschaftsteuer- und Bewertungsrechts84 regelmäßig zu höheren Wertansätzen für Grundbesitz führt,85 stellt sich die Frage seit der Erbschaftsteuerreform dringlicher als in der Vergangenheit,86 ob durch eine gutachterliche Grundbesitzbewertung87 ein niedrigerer gemeiner Wert nachgewiesen werden kann.88 Dies gilt umso mehr, da die angehobenen Freibeträge nicht in allen Fällen die höheren Wertansätze kompensieren und trotz der Absenkung der Steuersätze in Steuerklasse II durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz89 der Erbschaftsteuertarif in den Steuerklassen II und III unverändert höher ist als vor Inkrafttreten des ErbStRG.

				
					Hinweis

					Bezüglich des Vorliegens eines niedrigeren gemeinen Werts nach § 198 BewG trifft den Steuerpflichtigen eine Nachweis- und nicht nur eine Darlegungslast.90 Der Steuerpflichtige steht hinsichtlich des gutachterlichen Nachweises des gemeinen Werts nach § 198 BewG vor einer Entweder-/Oder-Entscheidung. Einen Einzelnachweis nur von bestimmten Bewertungsgrundlagen (z. B. Bewirtschaftungskosten) durch ein Gutachten sieht das BewG grundsätzlich nicht vor.91

				

				Offene Immobilienfonds

				Die ImmoWertV erlangt Bedeutung nicht nur bei der Übertragung von direkt gehaltenem Grundbesitz durch Erbschaft und Schenkung. Die Grundstücksbewertung nach ImmoWertV beeinflusst bei offenen Immobilienfonds den Rücknahmepreis der Anteilsscheine an dem Sondervermögen und damit die Bemessungsgrundlage für die Erbschaft- und Schenkungsteuer (§ 11 Abs. 4 BewG).92

				Unternehmensbewertung

				Die ImmoWertV spielt auch eine wichtige Rolle bei der Unternehmensbewertung für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer nach § 11 Abs. 2 BewG. Bei der Ermittlung des Substanzwerts nach § 11 Abs. 2 S. 3 BewG kann bei der Bewertung von Betriebsgrundstücken von § 198 BewG Gebrauch gemacht und der gutachterliche Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts nach § 199 Abs. 1 BauGB und damit nach der ImmoWertV erbracht werden.93

				
					Hinweis

					Der Nachweis eines niedrigeren Verkehrswerts i. S. d. § 198 BewG kann bei Betriebsgrundstücken insbesondere dann geboten sein, wenn es sich bei den Betriebsgrundstücken um Verwaltungsvermögen i. S. d. § 13b Abs. 2 Nr. 1 ErbStG handelt, eine Rückausnahme des § 13b Abs. 2 Nr. 1 S. 2 ErbStG nicht vorliegt und die Verwaltungsvermögensquote von 50 bzw. 10 %94 bei einer Bewertung nach § 176 ff. BewG überschritten würde.

				

				Vergleich zwischen ImmoWertV und BewG

				Zunächst stellt sich die Frage, ob es überhaupt werterhebliche Unterschiede zwischen Immo-WertV und BewG geben kann, da die ImmoWertV im Wesentlichen eine Weiterentwicklung der im Grundsatz bewährten WertV 88 darstellt und die durch das ErbStRG in das BewG eingeführten Bewertungsmethoden für Grundstücke (Vergleichs-, Ertrags- und Sachwertverfahren) sich an die WertV 88 anlehnen. Jedoch zeigt der Vergleich von ImmoWertV und 6. Abschnitt BewG, dass Unterschiede bestehen, die für den Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts als erbschaft- und schenkungssteuerliche Bemessungsgrundlage genutzt werden können, um den aus Gründen der Verfahrenseffizienz in die Grundbesitzbewertung nach dem BewG eingeführten Typisierungen zu entgehen.95

				Dabei ist allerdings zu beachten, dass sich aufgrund der Änderungen des BauGB durch das ErbStRG die Datenbereitstellung durch die Gutachterausschüsse – z. B. betreffend Bodenrichtwerte, Indexreihen und Liegenschaftszinssätze – zukünftig weiter verbessern wird. Daher muss die Grundbesitzbewertung nach BewG in Zukunft in geringerem Umfang auf die Typisierungen im BewG und in den Anlagen zum BewG zurückgreifen.
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methoden96
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				Verschonungsabschlag nach § 13c ErbStG

				Bebaute Grundstücke und Grundstücksteile, die innerhalb der EU oder des EWR belegen sind, zu Wohnzecken vermietet werden und weder begünstigtes Betriebs- noch land- und forstwirtschaftliches Vermögen darstellen sind mit 90 % ihres Werts anzusetzen, § 13c Abs. 1 und 3 ErbStG. Es handelt sich bei dem zehnprozentigen Abschlag nicht um eine Bewertungs-, sondern um eine Verschonungsregel (Verschonungsabschlag).101 Der Abschlag kann auch in Anspruch genommen werden, wenn der übergehende Grundbesitz nach § 198 BewG mit dem niedrigeren gemeinen Wert bewertet worden ist.

				
					Literaturhinweise:

					von Cölln/Behrendt, BB 2010, S. 1444; Drosdzol, ZEV 2010, S. 403; Hecht/von Cölln, BB 2009, S. 810; Hecht/von Cölln, BB 2009, S. 1667; Mannek/Jardin, DB 2009, S. 307

				

			

			
				1.12 Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes in Sachsen-Anhalt

				Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat am 21.1.2010 die Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes von 3,5 % auf 4,5 % beschlossen.102 Er bezieht sich auf alle Erwerbsvorgänge, die sich auf im Land Sachsen-Anhalt belegene Grundstücke beziehen. Anzuwenden ist der neue Steuersatz auf alle Erwerbsvorgänge, die nach dem 1.3.2010 verwirklicht werden.

				Hinzuweisen ist an dieser Stelle auf die ergänzenden Ausführungen zu der derzeit geplanten Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes in Brandenburg, mit Darstellung derjenigen Länder, die eine Erhöhung bereits durchgeführt haben bzw. derzeit diskutieren, und Beratungshinweisen.103

			

			
				1.13 Verordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen

				Die Verordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen vom 17.11.2010 ist am 22.11.2010 im BGBl. verkündet worden.104 Der Grund für diese Verordnung liege darin, dass sich in gleich mehreren Bereichen des deutschen Steuerrechts Verordnungsbedarf ergeben habe.

				Inhalt der Änderungen

				Es handelt sich insbesondere um die nachfolgenden Regelungen bzw. Regelungsbereiche:

				
						
						In der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV) wurden Anpassungen in Bezug auf die erforderlichen Nachweise von Behinderungen aufgrund von organisatorischen Veränderungen in der Sozialverwaltung der Länder vorgenommen,105 daneben handelt es sich vornehmlich um redaktionelle Anpassungen.

					

						
						In der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung (LStDV) wurden Ausnahmen von den Aufzeichnungen des Arbeitgebers im Lohnkonto des Arbeitnehmers als Folge des Bürgerentlastungsgesetzes Krankenversicherung aufgenommen.106

					

						
						In der Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung (GewStDV) gab es redaktionelle Anpassungen bei der Vorschrift über die Berücksichtigung von Schulden bestimmter Unternehmen bei der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung.107

					

						
						In der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV) erfolgte eine Neudefinition des Antragstellers im Rahmen des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens, wonach künftig für die Frage nach der Ansässigkeit des beantragenden Unternehmers derjenige Vergütungszeitraum maßgebend ist, für den der Vergütungsantrag gestellt wird.108

					

						
						In der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung (ErbStDV) erfolgte eine Erhöhung bzw. die Einführung von Bagatellgrenzen für Anzeigen von Vermögensverwaltern und -verwahrern sowie von Versicherungsunternehmen mit einer damit einhergehenden Konkretisierung der Inhalte der Anzeigen,109 daneben wurde eine Erhöhung von Bagatellgrenzen für die Anzeigen durch Gerichte und Notare vorgenommen.110

					

						
						In der Steuerdaten-Übermittlungsverordnung (StDÜV) wurden nach Änderung von § 150 AO durch das Steuerbürokratieabbaugesetz Folgeänderungen implementiert, u. a. in Bezug auf den Verzicht einer qualifizierten elektronischen Signatur bei einem Einsatz anderer Authentifizierungsverfahren.111

					

						
						Für Lohnsteuerhilfevereine wurden Regeln über eine Mindestversicherungssumme für die Vermögensschadenhaftpflichtversicherung geschaffen (für den einzelnen Versicherungsfall 50.000 €, die Mindestsumme bei einer etwaig vereinbarten Jahreshöchstleistung liegt bei 200.000 €).112

					

						
						An Steuerberaterkammern richten sich Vorgaben für die Aufbewahrung von Prüfungsunterlagen aus der Steuerberaterprüfung.113

					

				

				Inkrafttreten

				Die Verordnung vom 17.11.2010 ist mit Ausnahme der Änderungen der Steuerdaten-Übermittlungsverordnung am Tag nach der Verkündigung, also am 23.11.2010, in Kraft getreten. Die Änderungen der Steuerdaten-Übermittlungsverordnung sind am 1.1.2010 in Kraft getreten.

			

			
				1.14 Verordnung zur Festlegung eines späteren Anwendungszeitpunkts der Verpflichtungen nach § 5b des Einkommensteuergesetzes (bzgl. erstmaliger Übersendung einer E-Bilanz)

				Die Verordnung114 betrifft die Einführung der sogenannten E-Bilanz. Die Verpflichtungen zur elektronischen Übermittlung von E-Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung gemäß § 52 Abs. 15a EStG sollten erstmals für Wirtschaftsjahre angewendet werden, die nach dem 31.12.2010 beginnen.

				Der erstmalige Anwendungszeitpunkt wird nunmehr jedoch um ein Jahr verschoben, d. h. die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sind erstmals für Wirtschaftsjahre elektronisch zu übermitteln, die nach dem 31.12.2011 beginnen.115 Aus technischen und organisatorischen Gründen ist diese Verschiebung sinnvoll, denn mit der Verschiebung des Anwendungszeitpunkts soll zugleich im Rahmen eines Pilotprojekts eine Prüfung der Notwendigkeit des zu übermittelnden Datenumfangs durchgeführt werden.

				Abweichend von § 52 Abs. 15a des Einkommensteuergesetzes sind die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2011 beginnen, elektronisch zu übermitteln.

				Die Verordnung ist am 23.12.2010 in Kraft getreten.
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			85Vgl. u. a. Piltz, DStR 2008, S. 2237.

			86Bereits vor Inkrafttreten des BewG i. d. F. des ErbStRG war der Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts möglich, vgl. § 138 Abs. 4 BewG.

			87Für den Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts ist regelmäßig ein Gutachten des örtlich zuständigen Gutachterausschusses oder eines Sachverständigen für die Bewertung von Grundstücken erforderlich, vgl. Abschnitt 43 Abs. 3 der gleichlautenden Ländererlasse v. 5.5.2009, a. a. O.

			88In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass der gemeine Wert i. S. d. § 9 BewG lediglich einen Wertmaßstab darstellt, nicht jedoch die Wertobergrenze. Es ist nach dem Beschluss des BVerfG vom 7.11.2006 (BvL 10/02, BVerfGE 117, 1) nicht zu beanstanden, wenn bei der Bewertung für erbschaft- und schenkungssteuerliche Zwecke der Verkehrswert um nicht mehr als 20 % überschritten wird. Der Nachweis eines höheren gemeinen Werts ist nach dem Wortlaut des § 198 BewG nicht möglich.

			89Vgl. Art. 6 Wachstumsbeschleunigungsgesetz v. 22.12.2009, BGBl. I 2009, S. 3790.

			90Vgl. Abschnitt 43 Abs. 1 Ländererlasse v. 5.5.2009, a. a. O.
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			92Vgl. § 79 InvG.

			93Vgl. Abschn. 4 Abs. 5 S. 2 der gleichlautenden Ländererlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zur Umsetzung des Gesetzes zur Reform des Erbschaftsteuer- und Bewertungsrechts v. 25.6.2009 – Anwendung der §§ 11, 95 bis 97 und 199 ff. BewG in der Fassung durch das ErbStRG, BStBl I 2009, S. 698.

			94Vgl. § 13b Abs. 2 S. 1 ErbStG (Regelverschonung) bzw. § 13a Abs. 7 Nr. 3 ErbStG (Optionsverschonung).

			95Vgl. von Cölln/Behrendt, BB 2010, S. 1444.

			96Zur Definition der Grundstücksarten und der Zuweisung von Regel- und Ausweichverfahren zu bestimmten Grundstücksarten durch das BewG vgl. u. a. Hecht/von Cölln, BB 2009, S. 810.
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			99Vgl. Abschnitt 6 Abs. 8 Ländererlasse v. 5.5.2009, a. a. O.

			100Vgl. § 18 Abs. 2 S. 2 ImmoWertV.
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			102Art. 1 §§ 1 u. 2 Haushaltsbegleitgesetz 2010/2011 v. 17.2.2010, GVBl. 2010, S. 69.

			103Siehe unter Kapitel A.3.2.
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			114Zum derzeitigen Stand vgl. BR-Drs. 722/10 v. 5.11.2010.

			115BGBl. I 2010, S. 2135.

		

	
		
			2 Steuergesetze, die 2011 in Kraft treten

			
				2.1 Haushaltsbegleitgesetz 2011

				Das am 14.12.2010 verkündete Haushaltsbegleitgesetz 2011 ist ausführlich unter den Sonderthemen dargestellt.116 Es beinhaltet in steuerrechtlicher Hinsicht im Wesentlichen zum einen das neu geschaffene Luftverkehrsteuergesetz und daneben Änderungen im Energie- und Stromsteuergesetz.

				Die Anwendungsregel des Luftverkehrsteuergesetzes sieht z. T. eine Anwendung auch schon auf in 2010 verwirklichte Tatbestände vor.

			

			
				2.2 Kernbrennstoffsteuergesetz

				Zweck des Gesetzes

				Auf die Verwendung von Kernbrennstoffen wird eine neu geschaffene Steuer erhoben. Das mit dem Kernbrennstoffsteuergesetz (KernbrStG) ausdrücklich erklärte Ziel ist die Erschließung neuer Einnahmequellen zum Zweck der Haushaltskonsolidierung. Insbesondere sollen die Sanierungskosten für die zur Erprobung der Endlagerung radioaktiver Abfälle verwendete Schachtanlage „Asse II“ wenigstens teilweise refinanziert werden. Eine ausdrückliche Zweckbindung der Mehreinnahmen sieht das KernbrStG jedoch nicht vor, vielmehr wird betont, dass die Mittel dem Gesamthaushalt ohne eine Zweckbindung zur Verfügung stehen sollen.

				Verfahrensstand

				Das Gesetz vom 8.12.2010 wurde am 13.12.2010 im Bundesgesetzblatt verkündet.117

				Inhalt der gesetzlichen Neuregelung

				
					Die Steuer auslösender Tatbestand
				

				Inhalt des KernbrStG ist die Erhebung von Steuern auf den Verbrauch von Kernbrennstoffen (Uran 233 und 235 sowie Plutonium 239 und 241), die innerhalb des Gebiets der Bundesrepublik Deutschland für die gewerbliche Erzeugung von elektrischem Strom verwendet werden. Kernbrennstoffe, die in Forschungsreaktoren verbraucht werden, unterfallen damit – mangels Verwendung zur gewerblichen Erzeugung von Strom – nicht der Besteuerung nach diesem Gesetz. Gleiches gilt für den bloßen Besitz oder die Aufbewahrung von Kernbrennstoffen, da die Kernbrennstoffsteuer den Charakter einer Verbrauchsteuer hat.

				Die Steuer entsteht jeweils, sobald ein Brennelement (d. h. eine bestimmte Anordnung aus einer Vielzahl von Brennstäben für den Einsatz im Kernreaktor) oder einzelne Brennstäbe erstmals in einem Kernreaktor eingesetzt werden und damit eine sich selbst tragende Kettenreaktion ausgelöst wird, d. h. derjenige Prozess in Gang gesetzt wird, bei dem Neutronen durch die Spaltung von Kernbrennstoffen weitere Neutronen freisetzen, die wiederum zur Spaltung von weiterem Kernbrennstoff führen. Der bloße Austausch von nachweislich defekten Brennstäben führt nicht zur Erhebung der Steuer.

				Das Kernbrennstoffsteuergesetz ist jedoch zeitlich beschränkt auf den Zeitraum vom 1.1.2011 bis 31.12.2016. Das heißt, die Kernbrennstoffsteuer entsteht nur für den Einsatz solcher Kernbrennstoffe, die vor dem 1.1.2017 zur Auslösung der vorstehenden Kettenreaktion eingesetzt werden.

				Höhe der Steuer

				Die Höhe der Steuer richtet sich nach dem Wägewert (Masse in Luft) des Kernbrennstoffs in den Brennelementen bzw. in den einzelnen Brennstäben. Für jeweils ein Gramm der oben bezeichneten Stoffe werden 145 € Steuer erhoben.

				Steuerschuldner und zu erfüllende Pflichten

				Steuerschuldner ist grundsätzlich der Betreiber eines Kernreaktors, der zur gewerblichen Erzeugung von elektrischem Strom betrieben wird. Betreiber ist derjenige, der Inhaber einer entsprechenden Genehmigung zum Betrieb einer Anlage zur Spaltung von Kernbrennstoff zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität ist.

				Vergleichbar mit anderen Verbrauchsteuern ist der Steuerschuldner dazu verpflichtet, innerhalb bestimmter Fristen Steueranmeldungen abzugeben, in der er die Steuer selbst berechnet, mit der damit einhergehenden Verpflichtung, die Steuer daraufhin ohne gesonderte Festsetzung abzuführen.

				Um die Durchführung der Steuer zu gewährleisten, besteht für die Betreiber von zur Stromerzeugung betriebenen Kernreaktoren eine Anmeldepflicht und die Vornahme von bestimmten regelmäßigen Aufzeichnungen. Die Hersteller von Brennelementen und Brennstäben unterliegen Auskunftspflichten gegenüber dem Hauptzollamt. Die Steueraufsicht (zollamtliche Überwachung) auch der Kraftwerksbetreiber liegt bei den Hauptzollämtern. Verstöße gegen die Anmelde-, Aufzeichnungs- und Anzeigepflichten können mit Bußgeldern geahndet werden.

				Umwälzung der Steuer auf die Stromverbraucher nahe liegend

				Es darf vermutet werden, dass die für die Kraftwerksbetreiber entstehenden zusätzlichen Belastungen (die jährlichen direkten Kosten werden auf 2,3 Mrd. € geschätzt) wenigstens teilweise auf die Stromverbraucher umgelegt werden, im Wege einer Erhöhung der Strompreise. Das KernbrStG schränkt eine solche Umlage der Kernbrennstoffsteuer auf die Verbraucher nicht ein. Laut der Gesetzesbegründung wird zwar nur mit einer relativ geringen Erhöhung der Strompreise gerechnet, da auch weitere Faktoren wie Netznutzungsentgelte, Konzessionsabgaben, Strom- und Umsatzsteuer die Verbraucherpreise beeinflussen würden. Allerdings erscheint eine solche „relativ geringe“ Erhöhung der Strompreise sehr fragwürdig, da es kaum vorstellbar ist, dass die Kraftwerksbetreiber die steuerliche Mehrbelastung selbst tragen werden. Vielmehr dürfte mit einer nicht unerheblichen Preiserhöhung für Strom gerechnet werden. Betroffen sein wird hierdurch sicherlich insbesondere das produzierende Gewerbe, das vielfach einen hohen Stromverbrauch aufweist.

				Inkrafttreten

				Das Gesetz ist zum 1.1.2011 in Kraft getreten.

				
					Literaturhinweis:

					Friedrich, DStR 2010, S. 2601

				

			

			
				2.3 Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes in mehreren Bundesländern

				Neuregelung in Brandenburg

				Der Landtag Brandenburgs hat am 29.11.2010 die Anhebung der Grunderwerbsteuer zum 1.1.2011 von den bislang geltenden 3,5 % auf künftig 5 % beschlossen. Dieser Steuersatz gilt für alle Rechtsvorgänge, die sich auf im Land Brandenburg belegene Grundstücke beziehen. Das Gesetz ist am 1.1.2011 in Kraft getreten.

				Neuregelung in Bremen

				Für im Lande Bremens belegene Grundstücke erhöht sich der Grunderwerbsteuersatz auf 4,5 %, und zwar für Rechtsvorgänge, die ab dem 1.1.2011 verwirklicht werden.118

				Neuregelung in Niedersachsen

				Auch Niedersachsen hat die Grunderwerbsteuer auf 4,5 % erhöht, und zwar für alle ab dem 1.1.2011 verwirklichte Rechtsvorgänge, die sich auf in Niedersachsen belegene Grundstücke beziehen.119

				Entwicklung in anderen Bundesländern

				Hinzuweisen ist an dieser Stelle darauf, dass auch Berlin120 (bereits für alle ab einschließlich dem 1.1.2007 verwirklichten Rechtsvorgänge), Hamburg121 (schon für alle ab dem 1.1.2009 verwirklichten Rechtsvorgänge) und Sachsen-Anhalt (für alle Erwerbsvorgänge, die nach dem 1.3.2010 verwirklicht werden) die Grunderwerbsteuer erhöht haben. Das Saarland beabsichtigt ernstlich eine Anhebung der Grunderwerbsteuer auf 4 %, voraussichtlich mit Wirkung ab dem 1.1.2011. Auch Schleswig-Holstein möchte den Grunderwerbsteuersatz erhöhen, sogar auf 5,0 %, aber vermutlich erst ab dem Jahr 2013. Andere Bundesländer beabsichtigen angeblich (noch) keine Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes, so zumindest das Ergebnis einer Länderumfrage im März 2010. Vertraut werden sollte hierauf in Anbetracht der Zeiten angespannter Haushaltslagen nicht.

				Vorziehen von Erwerben vielfach ratsam

				Die Befugnis der Bundesländer, den Steuersatz für die Grunderwerbsteuer abweichend von der Vorschrift des § 11 Abs. 1 GrEStG selbst festzulegen, folgt aus einer Änderung des Grundgesetzes, die – bereits mit Wirkung ab dem 1.9.2006 – in Art. 105 Abs. 2a S. 2 GG eingefügt wurde.122 Bei Anwendung des § 11 Abs. 1 GrEStG sollte daher stets geprüft werden, ob der Grunderwerbsteuersatz des im jeweiligen Fall in Rede stehenden Bundeslandes tatsächlich noch bei lediglich 3,5 % liegt oder ob zwischenzeitlich eine Erhöhung (eher theoretisch denkbar ist der Fall der Reduzierung) vorgenommen wurde. Denn § 11 Abs. 1 GrEStG stellt letztlich nur noch einen Auffangtatbestand für grunderwerbsteuerpflichtige Vorgänge in solchen Bundesländern dar, in denen kein von 3,5 % abweichender Grunderwerbsteuersatz eingeführt wurde. Die Zahl dieser Bundesländer, für die § 11 Abs. 1 GrEStG Anwendung findet, wird zusehends immer kleiner, was auch ein Argument dafür ist, beabsichtigte Erwerbsvorgänge in den noch nicht von Erhöhungen betroffenen Bundesländern vorzuziehen, um noch in den Genuss des niedrigeren Steuersatzes zu kommen.

			

			
				2.4 Fünftes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen

				Nach dem unlängst in Kraft getretenen, bereits in der Vorauflage dieses Werks beschriebenen „Vierten Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen“123 wurde ein „Fünftes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen“ erarbeitet, das bereits im BGBl. verkündet wurde.124

				Das Änderungsgesetz zielt im Wesentlichen auf die Umsetzung europäischer Richtlinien125 in nationales Recht ab. Zudem enthält es diverse redaktionelle Anpassungen. Es betrifft die folgenden Gesetze:

				
						
						Tabaksteuergesetz

					

						
						Gesetz über das Branntweinmonopol

					

						
						Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetz

					

						
						Kaffeesteuergesetz

					

						
						Alkopopsteuergesetz.

					

				

				Es handelt sich dabei u. a. um folgende Neuregelungen:

				Im Tabaksteuergesetz werden insbesondere die Steuersätze angepasst. Es kommt zu deutlichen Erhöhungen der Tabaksteuer, in mehreren Schritten bis zum 1.1.2015. Weiterhin werden u. a. Definitionen geändert.

				Im Branntweinsteuerrecht wird in Fällen, die bislang zu einer Steuerentlastung führten, bereits zum 1.1.2011 eine Steuerbefreiung gewährt. Dies diene Vereinfachungszwecken. Zudem wird im Biersteuergesetz anstelle des bisherigen Verweises auf das Branntweinsteuergesetz ein eigener Steuerbefreiungstatbestand aufgenommen.

				Die bisher vorgesehenen Änderungen im Biersteuergesetz sollen nunmehr in einem separaten Gesetzgebungsverfahren umgesetzt werden. Hierdurch soll die Zustimmung des Bundesrates entbehrlich gemacht werden.

				Darüber hinaus gibt es insbesondere zahlreiche redaktionelle Änderungen.

				Das Gesetz ist grundsätzlich am 1.1.2011 in Kraft getreten.

			

			
				2.5 Gesetz zur Stärkung des Schutzes von Vertrauensverhältnissen zu Rechtsanwälten im Strafprozessrecht126

				§ 53 StPO gewährleistet Berufsgeheimnisträgern wie z. B. Rechtsanwälten und Steuerberatern ein Zeugnisverweigerungsrecht über ihnen im Rahmen ihrer Berufsausübung anvertraute oder bekannt gewordene Informationen.127 Dieses Recht wurde mit dem neu eingefügten § 160a Strafprozessordnung gestärkt. Es wurde erstmals eine Regelung geschaffen, wonach auch alle anderen Ermittlungsmaßnahmen Einschränkungen unterworfen wurden, wenn sie zu Erkenntnissen führen, die in einer Vernehmungssituation dem Zeugnisverweigerungsrecht eines Berufsgeheimnisträgers unterfallen würden. Dies hat für den Bereich des Steuerrechts insbesondere Bedeutung bei der Einleitung von Steuerstrafverfahren.

				Indessen enthält § 160a StPO eine wesentliche Differenzierung. So gilt sie zum einen nur für Rechtsanwälte, nicht aber für Steuerberater, die im Rahmen der Strafverteidigung tätig werden (mit Ausnahme der Pflichtverteidigung nach § 140 StPO). Zum anderen werden Rechtsanwälte, die im konkreten Fall nicht im Rahmen eines Verteidigungsmandats tätig werden, gemäß § 160a Abs. 2 StPO vom Erhebungs- und Verwertungsverbot nur nach Maßgabe einer Verhältnismäßigkeitsprüfung im Einzelfall erfasst. Dies wird im Vergleich zur früheren Rechtslage als unbefriedigend erachtet.

				Das Gesetz wurde am 27.12.2010 verkündet. Es tritt am ersten Tag des zweiten auf die Verkündung folgenden Monats in Kraft.

				
					Literaturhinweis:

					Hassemer, AnwBl 12/2008, S. 413 u. 419; Stellungnahme BStBK v. 16.8.2010
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			3 Ausblick auf in Planung befindliche Gesetzesvorhaben

			
				3.1 Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes

				Seitdem das Energiesteuergesetz am 1.8.2006 in Kraft getreten ist, sind im Rahmen seines Vollzugs verschiedene Umsetzungsschwierigkeiten aufgetreten, die einer gesetzlichen Lösung bedürfen. Außerdem sind Beeinträchtigungen des Wettbewerbs in der Landwirtschaft durch die unterschiedliche Besteuerung von Agrardiesel in der EU abzumildern.

				Dazu sollen insbesondere folgende Maßnahmen im Energiesteuer- und im Stromsteuergesetz umgesetzt werden:

				
						
						Für die steuerbegünstigte Herstellung von Energieerzeugnissen soll der verstärkte Einsatz von umweltfreundlicherem Erdgas ermöglicht werden (Ausdehnung des sog. Herstellerprivilegs auf fremdbezogenes Erdgas).

					

						
						Aus Gründen des Umweltschutzes soll die landseitige Stromversorgung von Schiffen steuerlich begünstigt werden.

					

						
						Das Besteuerungsverfahren soll insbesondere im Bereich der Sekundär- und Ersatzbrennstoffe durch die Einführung eines Steuersatzes vereinfacht werden, der sich am Energiegehalt orientiert.

					

						
						Mit einer Ausweitung der Möglichkeiten zur Steuerentlastung für leicht- und mittelschwere Öle soll Bedürfnissen von Unternehmen Rechnung getragen werden, die aus technischen Gründen für bestimmte Verfahren nur Leichtöl verheizen können.

					

						
						Die Agrardiesel-Steuervergütung soll ohne die Einschränkungen durch den Selbstbehalt und die Obergrenze gewährt werden.

					

				

				Zudem sollen bisherige Zweifelsfälle in klarstellender Weise geregelt werden.

				Das Gesetz liegt im Regierungsentwurf vom 27.9.2010 vor.128 Das Gesetz wurde dem Bundesrat zur Stellungnahme zugeleitet.129 Der Bundesrat hat kleine Änderungen gewünscht. Auf die Stellungnahme des Bundesrats hat die Bundesregierung mit einer Gegenäußerung reagiert.130 Der weitere Gang des Gesetzgebungsverfahrens bleibt abzuwarten.

				Zumindest ursprünglich war geplant, dass das Gesetz zum 1.1.2011 in Kraft treten sollte. Gegenwärtig wird mit einem Inkrafttreten im Februar/März mit Rückwirkung ab dem 1.1.2011 gerechnet.

			

			
				3.2 Schwarzgeldbekämpfungsgesetz

				
					3.2.1 Hintergrund des Gesetzentwurfs

					Deutschland ist eines der Gründungsmitglieder der 1989 ins Leben gerufenen Financial Action Task Force On Money Laundering (FATF). Diese Arbeitsgruppe entwickelt Standards zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung (sog. 40+9-FATF-Empfehlungen). Zu den Empfehlungen der FATF hat sich Deutschland stets bekannt. Im Deutschlandbericht der FATF vom 18.2.2010 wurden jedoch Defizite in dem Rechtssystem Deutschlands bei der Geldwäsche- und Terrorismusbekämpfung festgestellt. Diese Defizite sollen kurzfristig abgestellt werden.

					Daneben hat die jüngere Entwicklung (Stichworte Schweiz und Liechtenstein) gezeigt, dass es aufgrund der Medienberichte über Ankäufe von Daten-CDs zwar zu einer Flut von Selbstanzeigen gekommen ist, sich diese jedoch zumeist auf Einkünfte aus dem jeweiligen gerade im Visier der Ermittlungen und Medienberichte stehenden Staat beschränken. Öffentliche Stellen gehen vielfach davon aus, dass die Steuersünder ihre Selbstanzeige auf die Einkünfte aus einem einzigen Staat – oder gar auf die Einkünfte vonseiten eines einzigen Kreditinstituts, deren Kundendaten angeblich auf der Daten-CD sind – beschränken, anstelle voll umfänglich „reinen Tisch“ zu machen. Das Bestreben der Steuersünder geht nach diesem Verständnis daher vielfach nicht dahin, tatsächlich zur Steuerehrlichkeit zurückkehren zu wollen (dies war seinerzeit mit der vorrangige Beweggrund für den Gesetzgeber, die Selbstanzeige mit einer strafbefreienden Wirkung auszustatten), sondern vielmehr dient die Selbstanzeige hiernach allein dazu, einem akuten zu hohen Entdeckungsrisiko – unter Inanspruchnahme der Straffreiheit – zu begegnen. Ein „höheres Ziel“ des Steuerpflichtigen als dem Umgehen von Strafe und öffentlicher Schmach gebe es in diesen Fällen nicht, somit auch keinen Anlass dafür, diese Steuerpflichtigen respektive Straftäter zu privilegieren. Es soll nur derjenige privilegiert werden, der bislang verborgene Steuerquellen im Interesse des Fiskus und damit im Interesse der Öffentlichkeit – somit aus relativ eigenen Stücken – vollständig offenbart.

					Nach anfänglichen Bestrebungen, die strafbefreiende Selbstanzeige im Wege des Jahressteuergesetzes 2010 zu reformieren, wurde nunmehr ein Entwurf für ein „Gesetz zur Verbesserung der Bekämpfung von Geldwäsche und Steuerhinterziehung“ (Schwarzgeldbekämpfungsgesetz) erarbeitet, das derzeit in der Fassung eines Gesetzentwurfs der Bundesregierung vom 31.12.2010 vorliegt und auf einen Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU vom 14.12.2010 zurückgeht.131

					Das Gesetz zielt zum einen darauf ab, das vom Gesetzgeber schon seit vielen Jahren zur Verfügung gestellte Institut der strafbefreienden Selbstanzeige vor missbräuchlicher Inanspruchnahme zu schützen (Verhinderung der Nutzung als ein „Instrument der Steuerhinterziehungsstrategie“). Zum anderen soll es einem verbesserten Schutz des Wirtschaftsstandorts Deutschland vor Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung dienen.

				

				
					3.2.2 Inhalt des Gesetzentwurfs

					Neue Anforderungen an die strafbefreiende Selbstanzeige

					Das Gesetz ändert im Wesentlichen zwei bestehende gesetzliche Vorschriften ab, namentlich § 371 AO (Strafbefreiende Wirkung der Selbstanzeige in Fällen der Steuerhinterziehung) und § 261 StGB (Straftatbestand der Geldwäsche).

					Was am wichtigsten ist: Die Möglichkeit der strafbefreienden Selbstanzeige wird nicht, wie von vielen Seiten gefordert wurde, gänzlich abgeschafft. Denn das Rechtsinstitut habe sich grundsätzlich bewährt. Eine vollständige Abschaffung der Selbstanzeige würde zudem dazu führen, dass es andernfalls insbesondere bei grenzüberschreitenden Sachverhalten für die Behörden sehr schwer sein würde, den Sachverhalt zu ermitteln und in diesem Zuge Mittäter und Teilnehmer zu identifizieren. Eine vollständige Abschaffung der Selbstanzeige würde daher die Ermittlungen erschweren und somit letztlich ein geringeres Steueraufkommen nach sich ziehen. Ohne die strafbefreiende Wirkung könnte ein reuiger Täter nicht zu einer ordnungsmäßigen Deklaration seiner bislang verschwiegenen Einkunftsquellen zurückkehren, da er stets fürchten müsse, dass das Finanzamt auch für die Vergangenheit nach Einkünften aus dieser Einkunftsquelle fragt – und damit die Taten aufdeckt. Das Institut der Selbstanzeige wird aus diesen Gründen lediglich reformiert. Fortan soll die Messlatte für den Eintritt der strafbefreienden Wirkung deutlich höher hängen als bisher.

					Nach dem Gesetzentwurf tritt die strafbefreiende Wirkung künftig nur noch dann ein, wenn die Besteuerungsgrundlagen sämtlicher in Betracht kommender Steuerarten vollständig und zutreffend nacherklärt werden, und zwar in Bezug auf alle Taten, für die eine strafrechtliche Verjährung noch nicht eingetreten ist. Es gilt somit ein „Alles-oder-nichts-Prinzip“, ein bewusstes Beschränken der Selbstanzeige auf einzelne Einkunftsquellen (= bewusste TeilSelbstanzeige, „scheibchenweises Offenlegen“) steht damit künftig der strafbefreienden Wirkung der Selbstanzeige entgegen. Vielmehr müssen alle noch verfolgbaren Steuerhinterziehungen der Vergangenheit restlos und zutreffend offenbart werden, d. h. Nachholung bei unterlassenen oder unvollständig gemachten Angaben bzw. vollständige Berichtigung der bisherigen Unrichtigkeiten. Eine solche Ausdehnung der Selbstanzeige auf alle Hinterziehungstaten steht auch im Gleichklang mit der jüngeren Rechtsprechung des BFH, wonach eine bloße Teilselbstanzeige für eine Strafbefreiung nicht ausreichend ist (im Gegensatz zu der bis dahin erfolgten ständigen Rechtsprechung, die insbesondere auf das Wort „insoweit“ in § 371 Abs. 1 AO abstellte und damit die Strafbefreiung bezogen auf die im Wege der Selbstanzeige nachdeklarierten Einkünfte noch anerkannt hat).132

					Hinzuweisen ist nochmals darauf, dass dem Wortlaut des Gesetzentwurfs nach allein das bewusst lückenhafte oder unzutreffende Nachholen bzw. Berichtigen zum Ausschluss der strafbefreienden Wirkung führt („und der Täter dies wusste oder bei verständiger Würdigung der Sachlage damit rechnen musste“). Bemüht sich der Steuerpflichtige nach Kräften, alle bislang unterlassenen oder unvollständigen Angaben nachzuholen bzw. alle bisher unrichtigen Angaben zu berichtigen, so tritt die strafbefreiende Wirkung auch dann ein, wenn er dabei einzelne Angaben nicht nachholt bzw. berichtigt, aber nur dann, wenn er dies weder wusste noch damit rechnen musste. Vor diesem Hintergrund wird dringend empfohlen, Selbstanzeigen sorgfältig vorzubereiten und das Risiko des versehentlichen (oder gar bewussten) Außerachtlassens einzelner notwendiger Angaben soweit wie nur irgendwie möglich auszuschließen. Sicherlich wird dies auch dazu führen, dass die Vorbereitung einer Selbstanzeige künftig mehr Zeit in Anspruch nimmt als bisher, da Lücken in der Nachdeklaration weitaus gravierendere Konsequenzen haben werden als bisher.

					Die in § 371 Abs. 2 AO geregelten Gründe, die im Fall einer abgegebenen Selbstanzeige zu einem Ausschluss der angestrebten strafbefreienden Wirkung führen, sollen im gleichen Zuge verschärft werden. Es kommt hier zu einer Vorverlegung desjenigen Zeitpunkts, in dem die Selbstanzeige noch mit strafbefreiender Wirkung abgegeben werden kann. War es bislang noch möglich, eine Selbstanzeige solange mit strafbefreiender Wirkung abzugeben, bis ein Amtsträger der Finanzbehörde zur steuerlichen Prüfung erscheint, soll künftig bereits die Bekanntgabe der Prüfungsanordnung gegenüber dem Steuerpflichtigen oder seinem Vertreter dazu führen, dass eine strafbefreiende Wirkung nicht mehr erlangt werden kann. Das Erscheinen eines Amtsträgers ist damit lediglich noch ein Sonderfall, in dem es stets zum von da an gegebenen Ausschluss der strafbefreienden Wirkung kommt.

					Für die Selbstanzeige nach § 378 Abs. 3 AO in den Fällen der leichtfertigen Steuerverkürzung (mit der Folge des Absehens von der Geldbuße) werden die beschriebene Regelungssystematik und die angeführten Ausschlussgründe ebenfalls übernommen.

					Für bereits erstattete Teilselbstanzeigen soll zum Zweck des Vertrauensschutzes eine Übergangsregel133 sicherstellen, dass die abgegebene Erklärung in dem erklärten Umfang noch zur Straffreiheit führt. Dass dieser Vertrauensschutz erforderlich ist, wird daraus gefolgert, dass – s. o. – bis zu der Abkehr des BGH von seiner bisherigen Rechtsprechung eine strafbefreiende Wirkung einer Teilselbstanzeige in Bezug auf die in diesem Zuge nacherklärten Einkünfte allgemein anerkannt war. In der Folge bleibt aus Gründen der Rechtssicherheit und Verfahrens-fairness der Status der Straffreiheit für bereits erstattete Selbstanzeigen, die tatsächlich lediglich Teilselbstanzeigen waren, insoweit erhalten. Anderes gilt für (weitere) Selbstanzeigen, die bei der zuständigen Finanzbehörde erst ab dem Folgetag nach der Verkündung des hier besprochenen Schwarzgeldbekämpfungsgesetzes erstattet werden.

					Erweiterung des Vortatenkatalogs bei der Geldwäsche

					Im Hinblick auf den Geldwäschetatbestand soll dessen Vortatenkatalog um Marktmanipulation, Insiderhandel und Produktpiraterie erweitert werden. Die Straftatbestände der Marktmanipulation und des Insiderhandels ergeben sich dabei aus dem Wertpapierhandelsgesetz.134 Der Straftatbestand der Produktpiraterie ist hingegen nicht in einer einheitlichen Vorschrift normiert, vielmehr wird in den jeweiligen Fachgesetzen die vorsätzliche Verletzung von Rechten des geistigen Eigentums behandelt.135

					Inkrafttreten

					Das Gesetz soll am Tag nach seiner Verkündung in Kraft treten.

				

			

			
				3.3 OGAW-IV-Umsetzungsgesetz (steuerrechtlicher Ergänzungsteil)

				
					3.3.1 Überblick

					Das BMF hat unter dem Datum vom 12.11.2010 einen „Referentenentwurf für den steuerrechtlichen Ergänzungsteil zum OGAW-IV-Umsetzungsgesetz“ an verschiedene Verbände versandt. Mit diesem Gesetz sollen die Ausführungen in dem „Regierungsentwurf für ein Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für die gemeinsame Anlage in Wertpapieren“ (OGAW-IV-Umsetzungsgesetz – OGAW-IV-UmsG) in Bezug auf den steuerlichen Teil ergänzt werden. Der Gesetzentwurf beinhaltet Änderungen im Einkommensteuer-, Körperschaftsteuer-, Investmentsteuer-, Zerlegungs- und REIT-Gesetz.

					Nachfolgende Ausführungen basieren auf dem angeführten Referentenentwurf. Es ist bei der Lektüre zu beachten, dass zwischenzeitlich von der Bundesregierung ein Gesetzentwurf136 vorgelegt wurde und zudem das BMF ein Schreiben an ausgewählte Verbände137 gesandt hat, wonach zwei Regelungen schon vor dem Inkrafttreten des OGAW-IV-Umsetzungsgesetzes anzuwenden sind.

				

				
					3.3.2 Anpassungen der steuerlichen Rahmenbedingungen im Investmentsteuergesetz

					Der Referentenentwurf sieht im InvStG insbesondere die folgenden Modifikationen vor:

					Investmentvermögen als inländisches versus ausländisches Steuersubjekt

					Die grenzüberschreitende kollektive Portfolioverwaltung, die durch eine Ausweitung des europäischen Passes für Verwaltungsgesellschaften (Kapitalanlagegesellschaften) ermöglicht wird, erfordert Regelungen, die auch künftig eine eindeutige Abgrenzung von Investmentvermögen als inländisches bzw. ausländisches Steuersubjekt gewährleisten. Auswirkungen hat diese Qualifizierung beispielsweise auf die unbeschränkte bzw. beschränkte Steuerpflicht, für den Abzug von Kapitalertragsteuer und auf die Zuständigkeit von Finanzämtern bzw. des Bundeszentralamts für Steuern. Ein nach den Vorschriften des Investmentgesetzes aufgelegtes Investmentvermögen soll demnach auch steuerlich stets als inländisches Investmentvermögen qualifiziert werden. Es kommt somit nicht mehr vornehmlich darauf an, von welchem Ort aus das Sondervermögen verwaltet werde.

					Neuerungen bei thesaurierenden Fonds

					Bei thesaurierenden Fonds soll es künftig eine Mindestausschüttung geben, die ausreichend ist, um die Kapitalertragsteuer und die Zuschlagsteuern auf die Kapitalertragsteuer zu zahlen.138 Auf diese Weise sollen Schwierigkeiten beseitigt werden, die beim Kapitalertragsteuerabzug in Fällen thesaurierender Fonds in der Vergangenheit insbesondere in Fällen von Leerrückgaben und Leerverkäufen aufgetreten sind, bei denen die vertragliche Verpflichtung auf Rückgabe bzw. Veräußerung zeitlich kurz vor dem Thesaurierungsstichtag, die Erfüllung dieser vertraglichen Verpflichtung aber erst kurz nach dem Thesaurierungsstichtag stattfindet. Dies brachte stets die Gefahr eines zu geringen Einbehalts von Kapitalertragsteuer durch die Kapitalanlagegesellschaft mit sich, da sich die Steuer bei einem durchgeführten Ertragsausgleich nicht auf den tatsächlich im Umlauf befindlichen Bestand an Anteilen, sondern nur auf den durch das vorstehende Verpflichtungsgeschäft (vermeintlich) verminderten Anteilsbestand bemisst. Künftig wird die Kapitalertragsteuer durch die Mindestausschüttung immer im Rahmen eines tatsächlich stattfindenden Zahlungsflusses erhoben, wodurch das bisherige Vollzugsdefizit beseitigt sein soll. Für den Fall, dass der Ausschüttungsverpflichtung nicht nachgekommen wird, sollen zur Sicherstellung des Steueraufkommens die gesamten Kapitalerträge vor Verminderung eines Ertragsausgleichs als erhöhte Bemessungsgrundlage der Kapitalertragsteuer unterworfen werden.139

					Zu der Frage, wer künftig verpflichtet ist, den Einbehalt vorzunehmen, siehe den nachfolgenden Gliederungspunkt.

					Grenzüberschreitende steuerneutrale Verschmelzung derzeit nicht mehr anvisiert

					Ursprünglich war auch beabsichtigt worden, die Möglichkeit einer steuerneutralen Verschmelzung von Investmentvermögen über die Grenze hinweg in den Gesetzentwurf mit aufzunehmen. Hiervon wurde jedoch abgesehen, und zwar deshalb, weil innerhalb der EU noch keine Harmonisierung der von den einzelnen Mitgliedstaaten aufgestellten Regelungen für Investmentvermögen stattgefunden hat. Vielmehr finden sich hier nach wie vor erhebliche Unterschiede wie beispielsweise der, dass in einzelnen Staaten zugunsten von Investmentvermögen eine Körperschaftsteuerbefreiung greift, sie in anderen Staaten aber einem – wenn auch sehr niedrigen – Steuersatz besteuert werden.

					Einzelne angepasste Vorschriften im InvStG

					Im Einzelnen sind im InvStG Anpassungen in den §§ 1, 2, 5, 7, 8, 10, 11, 15, 17a und 18 vorgesehen. Zu den Einzelheiten der Änderungen wird auf den Referentenentwurf verwiesen.

				

				
					3.3.3 Anpassungen im Kapitalertragsteuerabzugsverfahren bei sammelverwahrten Aktien und Anteilen

					Notwendigkeit einer Neuregelung über die Person des Abzugsverpflichteten

					Die diesbezüglich vorgesehenen Änderungen im Einkommensteuer- und Investmentsteuergesetz sollen bewirken, dass die Pflicht zum Einbehalt von Kapitalertragsteuer auf Dividenden inländischer sammelverwahrter Aktien von den ausschüttenden Aktiengesellschaften bzw. Investmentvermögen auf die auszahlenden Stellen übergeht.

					Durch die Neuregelung soll verhindert werden, dass es durch missbräuchliche Steuergestaltungen bei Leerverkäufen von Aktien über den Dividendenstichtag zu Steuerausfällen kommt. Bislang ist es verbreitet, dass die Order zur Veräußerung von Aktien kurz vor dem Dividendenstichtag erteilt, die Übertragung auf den Erwerber der Aktien aber erst nach dem Dividendenstichtag ausgeführt wird. Die Ausschüttung der Dividende erfolgt somit noch vor der Übertragung, mit der Folge, dass der Veräußerer seine vertragliche Verpflichtung (Aktie mit Dividendenanspruch) nicht mehr erfüllen kann, da er aufgrund der erfolgten Ausschüttung nur noch eine Aktie ohne Dividendenanspruch übertragen kann. Zum Ausgleich für den erlittenen Nachteil leistet der Veräußerer dem Erwerber eine Kompensationszahlung. Der aktuellen Steuerrechtslage nach stehen diese Kompensationszahlungen im Fall der Abwicklung der Leerverkäufe über deutsche Stellen inländischen Dividenden gleich. Die Folge daraus ist, dass die Vorschriften über den Kapitalertragsteuerabzug analog anzuwenden sind, was bedeutet, dass das den Leerverkauf ausführende inländische Kreditinstitut die Kapitalertragsteuer einbehält, anmeldet und abführt. Das heißt, im Fall der Abwicklung durch inländische Stellen ergibt sich für den deutschen Fiskus kein Risiko, dass der Einbehalt von Kapitalertragsteuer zu seinen Gunsten unterbleibt.

					Anders ist es aber in den Fällen, dass der Leerverkauf durch eine im Ausland belegene Stelle ausgeführt wird. In diesen Fällen unterbleibt nach der derzeitigen Rechtslage ein Einbehalt von Kapitalertragsteuer auf die zugunsten des Aktienerwerbers geleistete Kompensationszahlung, denn es fehlt an einer inländischen Zahlstelle. Gleichwohl erteilt das inländische Kreditinstitut des Erwerbers ihm eine Bescheinigung über ein anrechenbares bzw. erstattungsfähiges Kapitalertragsteuerguthaben. Denn die Verpflichtung zur Ausstellung einer Steuerbescheinigung besteht letztlich unabhängig von der tatsächlichen Durchführung des Einbehalts von Kapitalertragsteuer („… hat anstelle des Schuldners das Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut die Bescheinigung zu erteilen.“).140 Dies führt dazu, dass auf der einen Seite kein Einbehalt von Kapitalertragsteuer stattfindet, auf der anderen Seite aber der Erwerber der Aktien Kapitalertragsteuer angerechnet bekommt. Diesem Umstand soll mit der Neuregelung entgegengetreten werden.

					Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch auf ein Schreiben des BMF, in dem vor demselben Hintergrund – als vorübergehende Maßnahme zur Schadensbegrenzung – gesonderte Anforderungen an Steuerbescheinigungen gestellt werden, um auf diesem Wege Absprachen zwischen dem Leerveräußerer und dem Erwerber zu unterbinden.141

					Inhalt der Neuregelung

					Wie eingangs erwähnt, soll die Abzugsverpflichtung von Kapitalertragsteuer auf Dividenden aus inländischen sammelverwahrten Aktien auf die depotführenden Institute (die ausschüttende Stelle) verlagert werden. Das heißt, der Einbehalt erfolgt grundsätzlich direkt bei dem Kreditinstitut des Erwerbers, das anschließend – zutreffend – bescheinigen kann, dass die Kapitalertragsteuer tatsächlich einbehalten und abgeführt wurde. Besonderheiten können sich insbesondere dann ergeben, wenn die Dividende auf ein ausländisches Depot gezahlt wird.

					In Bezug auf das EStG folgen daraus Anpassungen der §§ 43, 44, 44a, 45a, 50d und 52a. Zu den Einzelheiten der Änderungen wird auf den Referentenentwurf verwiesen.

					Umsetzung auch in Bezug auf Investmentanteile

					Eine konsequente Umsetzung dieser Neuregelung erfolgt auch im InvStG.142 Das heißt, auch in den Fällen von Investmentanteilen kommt es zu der weitgehenden Übertragung des Kapitalertragsteuereinbehalts auf die auszahlende Stelle. Somit ist die inländische Investmentgesellschaft selbst künftig grundsätzlich nicht mehr zum Kapitalertragsteuereinbehalt verpflichtet. Auch bei thesaurierenden Fonds ist künftig grundsätzlich nicht mehr die Kapitalanlagegesellschaft selbst zum Abzug verpflichtet (zu den Neuerungen bei thesaurierenden Fonds vgl. auch vorstehenden Gliederungspunkt).

				

				
					3.3.4 Längere Frist für Vor-REITs zur Erlangung des REIT-Status
 
					Wesentlicher Inhalt der Neuregelung

					Weiterhin sieht der Entwurf vor, dass für Vor-REITs die Frist für den zur Erlangung des REIT-Status erforderlichen Börsengangs auf Antrag um ein weiteres Jahr verlängert werden kann. Bei Vor-REITs handelt es sich um AGs, die zwar schon wesentliche Merkmale eines REIT (Real Estate Investment Trust) in sich tragen, die aber den für die Anerkennung des REIT-Status erforderlichen Börsengang noch nicht durchgeführt haben.

					Aufgrund der gesetzlichen Grundlage des REIT im REIT-Gesetz und EStG mag es überraschen, dass diese für Vor-REITs angestrebte gesetzliche Neuregelung nicht im Jahressteuergesetz umgesetzt werden soll, sondern in einem Zuge mit den investmentsteuerrechtlichen Änderungen.

					Hintergrund der Neuregelung

					Durch die steuerliche Neuregelung soll es zu einem steuerlichen Bestandsschutz im Hinblick auf § 3 Nr. 70 EStG kommen. Das heißt, es wird der drohende rückwirkende Fortfall der teilweisen Steuerbefreiung („Exit Tax“) vermieden, die im Rahmen der Veräußerung von Immobilien an REITs und Vor-REITs gewährt wurde.

					Zum Hintergrund: 2007 wurde mit der vorstehenden EStG-Norm eine hälftige Steuerbefreiung für diejenigen stillen Reserven geschaffen, die im Zuge der Veräußerung von Immobilien an einen REIT oder einen Vor-REIT aufgedeckt worden sind. Letztlich handelte es sich dabei um eine Art von „Starthilfe“ für das neu geschaffene Rechtsinstitut des REIT (daher gab es auch eine zeitliche Befristung der Steuerbefreiung auf nach dem 31.12.2006 und vor dem 1.1.2010 rechtswirksam abgeschlossene obligatorische Verträge). Im Fall einer Veräußerung von Immobilien an einen Vor-REIT sieht das EStG allerdings vor, dass die Steuerbefreiung u. a. dann rückwirkend wieder entfällt, wenn der Vor-REIT nicht innerhalb von 4 Jahren seit dem Kaufvertragschluss über das begünstigte Grundstück als REIT AG in das Handelsregister eingetragen wird.143

					In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass es bislang erst sehr wenige „echte“ REITs gibt, die vom Gesetzgeber angestrebte Etablierung dieses Rechtsinstituts somit – zumindest derzeit noch – nicht eingetreten ist. Immerhin gibt es schon eine größere Zahl von Vor-REITs, sodass eine Neuregelung wie diese hier, die explizit auf Vor-REITs abzielt und ihnen den Übergang zu einem REIT erleichtert, ausgesprochen sinnvoll erscheint. Der Hintergrund für den sehr schleppenden Anlauf von REITs liegt vornehmlich in dem für Immobilientransaktionen und Börsengänge in den letzten Jahren eher schwierigen Marktumfeld (schlechte Platzierbarkeit auch von Immobilien-AGs aufgrund der Finanzmarktkrise). Dieses Umstands sind sich auch die Ersteller des Referentenentwurfs bewusst gewesen, was letztlich auch der Anlass für die beabsichtigte Schaffung der Fristverlängerung war.

					Bestehender Handlungsbedarf

					Trotz dieser nun geplanten Verlängerung der Frist für den Börsengang von Vor-REITs muss eindringlich darauf hingewiesen werden, dass die in Aussicht stehende Fristverlängerung letztlich nicht mehr als eine „Gnadenfrist“ darstellt. Denn der rückwirkende Fortfall der auf die aufgedeckten stillen Reserven gewährten hälftigen Steuerbefreiung droht nach wie vor, wenn es nicht zum Börsengang kommt bzw. ein solcher weiterhin aufgeschoben wird.

					Vor-REITs sollten daher unbedingt prüfen, bis wann sie tatsächlich die an die endgültige Gewährung der hälftigen Steuerbefreiung gestellten Anforderungen erfüllen müssen und welche finanziellen Konsequenzen bei einem weiteren Absehen von einem Börsengang als REIT AG drohen.

					Zwar wurde die hälftige Steuerbefreiung zugunsten des Veräußerers der Immobilie gewährt, sodass auf den ersten Blick nur dieser Gefahr läuft, nachträglich steuerlich belastet zu werden. Jedoch wurde das Risiko eines rückwirkenden Fortfalls der Steuerbefreiung in den Grundstückskaufverträgen regelmäßig auf den Erwerber der Immobilie abgewälzt. Dies macht auch Sinn, da es allein der Erwerber selbst in der Hand hat, sich tatsächlich zu einem vollwertigen REIT zu qualifizieren. Vor-REITs, die aufgrund eines fortbestehenden Absehens vom Börsengang auch weiterhin nicht zum im Handelsregister eingetragenen REIT werden, laufen somit Gefahr, sich gegenüber Verkäufern von Immobilien schadensersatzpflichtig zu machen.

					Es empfiehlt sich für Vor-REITs daher unbedingt, insbesondere die Grundstückskaufverträge auf die Folgen eines zulasten des Verkäufers wirkenden rückwirkenden Fortfalls der hälftigen Steuerbefreiung zu prüfen. Auf der anderen Seite sollten natürlich auch diejenigen, die Immobilien an Vor-REITs veräußert haben, die auf sie zukommenden steuerlichen und finanziellen Konsequenzen sowie die möglichen Rückgriffsrechte gegen den nicht zu einem vollwertigen REIT gewordenen Erwerber prüfen. Die anvisierte Verlängerung der aus § 3 Nr. 70 S. 3 EStG folgenden Frist für die Qualifizierung des Vor-REIT zum REIT kommt zwar vorerst beiden Seiten durchaus zugute. Sie bedeutet aber wie oben angeführt nur eine „Gnadenfrist“, die im Fall eines weiterhin fortbestehenden Absehens von einem Börsengang des Vor-REIT die drohenden negativen steuerlichen Folgen aufseiten des Veräußerers nicht dauerhaft abwenden kann.

					Einhergehende Änderung der aufsichtsrechtlichen Regelung

					Die aufsichtsrechtliche Regelung soll mit dieser steuerrechtlichen Regelung konform gehen. Bislang musste der Börsengang eines Vor-REIT innerhalb von 3 Jahren seit der Registrierung erfolgen, um den Status eines REIT zu erlangen. Hierbei bestand nach dem REIT-Gesetz die Möglichkeit, die Frist auf Antrag bei der BaFin um 1 Jahr zu verlängern. Diese Ermächtigung der BaFin soll nun ebenfalls um ein weiteres Jahr ergänzt werden (sog. „3+1+1-Lösung“).144 In diesem Zusammenhang muss aber ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass die BaFin über die Möglichkeit der Fristverlängerungen im Wege einer Einzelfallprüfung entscheidet und es sich bei der Gewährung der Fristverlängerung um eine Ermessensentscheidung handelt. Voraussetzung für die Verlängerung der Frist durch die BaFin ist, dass „Umstände außerhalb des Verantwortungsbereichs des Vor-REIT eine solche Verlängerung rechtfertigen“. Dies zielt – wie der Begründung zum Referentenentwurf entnommen werden kann – insbesondere auf diejenigen Fälle ab, in denen ein Börsengang aufgrund des Marktumfelds bisher nicht durchführbar war.

				

			

			
				3.4 Bestätigung des Haushaltsbegleitgesetzes 2004

				Anlass für das Bestätigungsgesetz

				Ende 2009 hatte das BVerfG entschieden, dass § 45a Abs. 2 S. 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), eine gegen Unternehmen des öffentlichen Personennahverkehrs gerichtete Norm, wegen formeller Fehler im Gesetzgebungsverfahren verfassungswidrig sei.145 Der Vermittlungsausschuss habe kein Gesetzesinitiativrecht und damit seine Kompetenzen überschritten. Die wesentliche Bedeutung dieser Entscheidung des BVerfG liegt aber nicht in der Verfassungswidrigkeit des PBefG, sondern vielmehr darin, dass die formelle Verfassungswidrigkeit über den entschiedenen Einzelfall hinaus all diejenigen Normen betraf, die durch die sog. Koch-Steinbrück-Liste in das Gesetzgebungsverfahren zum Haushaltsbegleitgesetz 2004 (HBeglG 2004) eingeführt worden sind und die seitdem nicht nochmals Gegenstand eines – den damaligen Fehler korrigierenden – Gesetzgebungsverfahrens waren. Denn die in Rede stehende Norm aus dem PBefG war lediglich ein kleiner Teil der mit der Koch-SteinbrückListe in das Gesetzgebungsverfahren eingebrachten gesetzlichen Vorschriften.

				Inhalt des Bestätigungsgesetzes

				Nachdem das BVerfG dem Gesetzgeber für den entschiedenen Fall die Möglichkeit zur Heilung des Gesetzes bis zum 30.6.2011 eingeräumt hatte, hat die Bundesregierung am 8.11.2010 einen Referentenentwurf für ein „Gesetz zur bestätigenden Regelung verschiedener steuerlicher und verkehrsrechtlicher Vorschriften des Haushaltsbegleitgesetzes 2004“ vorgelegt.146 Durch dieses Gesetz soll die formelle Verfassungswidrigkeit aller Regelungen des HBeglG 2004, die im Rahmen der Koch-Steinbrück-Liste in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht worden waren, beseitigt werden. Bei den Regelungen handelt es sich um eine inhaltsgleiche Neufassung dieser Normen, die nunmehr endlich formell verfassungsgemäß verabschiedet werden sollen.

				Da die betreffenden Vorschriften schon diverse Jahre hinlänglich bekannt sind und umgesetzt wurden, wird auf eine gesonderte Darstellung an dieser Stelle verzichtet. Es handelt sich bei ihnen zum Beispiel um die Reduzierung des Freibetrags gem. § 16 Abs. 4 EStG in Fällen von Gewinnen bei Betriebsveräußerungen, die Reduzierung des Freibetrags gem. § 17 Abs. 3 EStG in Fällen von Gewinnen bei der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften und die Reduzierung der Grenze des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 EStG für als steuerlich abzugsfähige Betriebsausgaben anzuerkennende Geschenke an Nichtarbeitnehmer auf 35 €.

				Inkrafttreten des Gesetzes

				Das Bestätigungsgesetz soll am Tag nach seiner Verkündung in Kraft treten.

			

			
				3.5 Steuervereinfachungsgesetz 2011

				
					3.5.1 Verfahrensstand und Zweck der beabsichtigten Änderungen

					In einem noch sehr anfänglichen Stadium, namentlich einem Referentenentwurf des BMF vom 20.12.2010, befindet sich das nachfolgend dargestellte Vorhaben.

					Der Koalitionsausschuss von CDU, CSU und FDP hat sich in seiner Sitzung am 9.12.2010 darauf verständigt, ein umfassendes Paket steuervereinfachender und bürokratieentlastender Maßnahmen umzusetzen. Ziel ist es, Steuerzahler, Finanzverwaltung und die steuerberatenden Berufe von Erklärungs-, Prüfungs- und Verwaltungsaufwand zu entlasten. Damit einhergehen soll eine finanzielle Entlastung der Steuerzahler um 585 Mio. €.

					Die geplanten Modifikationen wirken zusammengewürfelt und in Teilen zusammenhanglos, da sie an vielen verschiedenen Stellen gesetzlicher Regelungen bzw. im Verwaltungsverfahren ansetzen und sich zum Teil an natürliche Personen und zum Teil an Unternehmen wenden. Letztlich handelt es sich um eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen, die nachfolgend kurz angesprochen werden sollen.

					Uneinigkeit besteht insbesondere noch darüber, wann die diskutierten Maßnahmen in Kraft treten sollen. Der Referentenentwurf sieht ein Inkrafttreten grundsätzlich zum 1.1.2012 vor, ursprünglich im Gespräch war aber eine Umsetzung schon zum 1.1.2011. Sowohl über den Zeitpunkt der Einführung der Änderungen als auch über deren Inhalt wird sehr kontrovers diskutiert, sodass Planungssicherheit in Bezug auf die Änderungen und den Zeitpunkt der Geltungswirkung noch nicht besteht. Die nachfolgende Liste von Änderungen ist daher als Stand dessen zu verstehen, über was für wesentliche Änderungsansätze derzeit gesprochen wird, deren tatsächliche Umsetzung aber noch in den Sternen steht. Bei der Frage, welche der geplanten entlastenden Maßnahmen umgesetzt wird und wann dies der Fall sein soll, wird die Haushaltslage das vermutlich ausschlaggebendste Kriterium sein.

				

				
					3.5.2 Darstellung der beabsichtigten Änderungen

					Folgende wesentliche Modifikationen sind Gegenstand von Änderungsbestrebungen:

					Im Wesentlichen Unternehmen betreffende Modifikationen

					Für die Erteilung einer verbindlichen Auskunft ist nach derzeit geltender Rechtslage eine Gebühr zu entrichten, die nach dem Wert berechnet wird, den die verbindliche Auskunft für den Antragsteller hat. Die Gebührenpflicht soll durch Einführung einer Bagatellgrenze auf wesentliche und aufwendige Fälle beschränkt werden. Die Bagatellgrenze soll 10.000 € betragen, gemessen an der Höhe des Gegenstandswerts.

					Künftig soll eine Betriebsaufgabe nur noch dann vorliegen, wenn diese auch ausdrücklich erklärt worden ist. Bis zu einer solchen ausdrücklichen Aufgabeerklärung soll der Betrieb als fortgeführt gelten.

					Für Umsatzsteuerzwecke sollen die Anforderungen an elektronische Rechnungen verringert werden. Einhergehend soll der Fiskus die Möglichkeit eingeräumt bekommen, elektronisch übermittelte Rechnungen sowie elektronisch gespeicherte Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Urkunden einzusehen.

					Die umsatzsteuerlichen Vorschriften über die Nachweise in Fällen innergemeinschaftlicher Lieferungen sollen verschlankt und die zu erbringenden Nachweise erleichtert werden. Eine Umsetzung soll zum 1.1.2012 erfolgen.

					Eine Rechtsverordnung soll die elektronische Übermittlung von Veräußerungsanzeigen und Verträgen durch meldepflichtige Personen (Notare, Gerichte etc.) für Zwecke der Grunderwerbsteuer zulassen.

					Die bestehenden Informations- und Mitteilungspflichten für Anbieter von geförderten Altersvorsorgeprodukten gegenüber ihren Anlegern und der Finanzverwaltung sollen gebündelt werden.

					Die Bagatellgrenze für Anzeigen von Vermögensverwahrern und -verwaltern soll von 5.000 € auf 10.000 € erhöht werden.

					Für Zwecke der elektronischen Kommunikation mit der Finanzverwaltung soll neben der qualifizierten elektronischen Signatur dauerhaft ein anderes sicheres Verfahren zugelassen werden.

					Allgemein sollen für möglichst alle Phasen im Besteuerungsprozess schrittweise IT-basierte Verfahren entwickelt und angeboten werden. Auf diese Weise soll ermöglich werden, dass der Finanzverwaltung nach Möglichkeit sämtliche erforderlichen Dokumente elektronisch zur Verfügung gestellt werden können. Auch sollen – in umgekehrter Richtung – Steuerbescheide von der Finanzverwaltung rechtlich verbindlich in elektronischer Form an die Steuerpflichtigen bzw. deren steuerliche Berater gesendet werden können. Das Ziel liegt in einer papierlosen Kommunikation mit dem Finanzamt, die für den Großteil der Steuerpflichtigen bis zum Jahr 2013 ermöglicht werden soll. In diesem Zuge ist auch angestrebt, dass den Steuerpflichtigen bereits vorausgefüllte elektronische Formulare zur Verfügung gestellt werden, d. h. in den Online-Formularen bereits all diejenigen Angaben gemacht sind, die dem Finanzamt schon vorliegen und der Steuerpflichtige lediglich Änderungen und Ergänzungen vornehmen muss. Das Vorhaben wird KONSENS genannt (koordinierte neue Softwareentwicklung der Steuerverwaltung).

					Es soll eine elektronische Lohnsteuerkarte eingeführt werden. Auf diese Weise sollen Besteuerungsgrundlagen zentralisiert in einer bundesweiten Datenbank verwaltet werden. Der Abruf der elektronischen Lohnsteuerkarte durch Arbeitgeber soll ab dem Jahr 2012 möglich sein, um den Lohnsteuerabzug vornehmen zu können.

					Die Erklärung zur gesonderten und einheitlichen Feststellung zur Zerlegung der Körperschaftsteuer soll künftig nicht mehr in Papierform, sondern in elektronischer Form abgegeben werden.

					Betriebsprüfungen sollen deutlich zeitnaher durchgeführt werden. Hierfür soll ein bundeseinheitlicher Standard geschaffen werden. Der Finanzverwaltung soll ermöglicht werden, mit den zu prüfenden Unternehmen individuelle und pragmatische Lösungen zu finden.

					Die Frist für die Anzeige von Auslandssachverhalten (bislang 1 Monat nach dem maßgebenden Ereignis) soll verlängert werden. Hiernach soll die Frist erst 6 Monate nach Ablauf des Wirtschaftsjahres enden, in dem das meldepflichtige Ereignis stattfand.

					Das steuerliche Reisekostenrecht soll vereinfacht werden. Zu diesem Zweck soll das BMF Vereinfachungsansätze vorschlagen.

					Die Regelabgabefrist für Land- und Forstwirte soll von 3 auf 5 Monate (gerechnet ab dem Ablauf des Veranlagungszeitraums) verlängert werden.

					Für Gewinne aus der außerordentlichen Holznutzung im Rahmen der Forstwirtschaft soll das Verfahren vereinfacht werden. Der Nutzungssatz als zwingende Voraussetzung für die Abgrenzung einzelner Holznutzungen soll fortfallen. Umfangreiche Sonderrechnungen sollen künftig entbehrlich sein.

					Im Wesentlichen natürliche Personen betreffende Modifikationen

					Das Ziel eines soweit wie möglich papierlosen Verfahrens in der Kommunikation zwischen Steuerpflichtigen und dem Finanzamt wendet sich auch an natürliche Personen.

					Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag soll von derzeit 920 € auf 1.000 € angehoben werden. Diese Maßnahme allein führe zu Steuermindereinnahmen in Höhe von 330 Mio. €.

					Auf die Unterscheidung zwischen beruflich und privat veranlassten Kinderbetreuungskosten soll künftig verzichtet werden. Dies führe zu Steuermindereinnahmen in Höhe von 60 Mio. €.

					Auf die Einkommensüberprüfung bei volljährigen Kindern in Bezug auf das Kindergeld und die Freibeträge für volljährige Kinder soll künftig verzichtet werden. Die hierdurch bedingten Steuermindereinnahmen werden auf 200 Mio. € beziffert.

					Das derzeitige Verfahren bei der Ermittlung von Fahrtkosten zur Arbeitsstätte im Fall der Benutzung abwechselnd öffentlicher Verkehrsmittel und Pkw soll durch Einführung einer lediglich jährlichen anstelle tageweisen Vergleichsrechnung vereinfacht werden.

					Aktuell bestehen sieben Veranlagungs- und Tarifvarianten für Ehegatten. Diese sollen auf vier verringert werden.

					Arbeitnehmer mit geringem Jahresarbeitslohn sollen von ihrer Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung allein aufgrund einer beim Abzug der Lohnsteuer in Ansatz gebrachten zu hohen Mindestvorsorgepauschale für die Kranken- und Pflegeversicherung befreit werden.

					Bekanntermaßen müssen Kapitalerträge nach Einführung der Abgeltungsteuer nur noch in bestimmten Fällen in der Einkommensteuererklärung deklariert werden. Dies gilt u. a. dann, wenn der Steuerpflichtige außergewöhnliche Belastungen oder Spenden geltend macht. Auf diese Erklärungspflicht soll verzichtet werden.

					Künftig sollen nicht nur unmittelbar aus öffentlichen Mitteln stammende Stipendien einkommensteuerfrei gestellt sein, sondern auch solche, die nur mittelbar aus öffentlichen Mitteln stammen. Begünstigt werden damit z. B. auch Empfänger indirekter Zahlungen aus EU-Förderprogrammen.

					Bei der Ermittlung der abziehbaren Sonderausgaben soll zukünftig im Fall von Kirchensteuererstattungen für vergangene Jahre auf eine Wiederaufrollung alter Steuerfestsetzungen verzichtet werden. Es soll anstelle dessen eine Hinzurechnung des Erstattungsbetrags im Jahr der Erstattung erfolgen.

					In Fällen verbilligter Überlassung von Wohnraum ist ein voller Werbungskostenabzug derzeit nur dann möglich, wenn das Entgelt zumindest 56 % der ortsüblichen Marktmiete beträgt, andernfalls ist die Nutzungsüberlassung in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen.147 Diese Grenze soll auf 66 % der ortsüblichen Miete festgeschrieben werden. Nur wenn mehr als 66 % der ortsüblichen Miete gezahlt wird, soll der volle Werbungskostenabzug eröffnet sein. Die Totalüberschussprognose soll nicht mehr notwendig sein.

					Die Einkommensteuererklärung von Rentnern soll vereinfacht werden, durch vorausgefüllte Felder. Das Ziel ist, dass Steuerpflichtige, die nur Rente beziehen und sonst keine Einkünfte erzielen, dem Finanzamt die Einkommensteuererklärung ohne Änderung übermitteln können.

					Die Feststellung des Betriebsvermögens für Erbschaft- und Schenkungsteuerzwecke soll künftig in einem förmlichen Verfahren erfolgen. Dies solle die Rechtssicherheit erhöhen.

					Steuerpflichtige, die nicht unternehmerisch tätig sind, sollen die Möglichkeit in Anspruch nehmen können, ihre Einkommensteuererklärung für jeweils zwei aufeinanderfolgende Jahre lediglich alle zwei Jahre beim Finanzamt gemeinsam einzureichen. Dabei soll es sich um ein Wahlrecht handeln, das auch keine Bindungswirkung für folgende Veranlagungszeiträume auslösen soll.

					Die Nachweiserfordernisse für Spenden, die im Zusammenhang mit Naturkatastrophen geleistet werden, sollen verringert werden (vereinfachter Zuwendungsnachweis).

					Die Steuerbefreiung für Entschädigungen an ehemalige deutsche Kriegsgefangene in § 3 Nr. 19 EStG soll mangels Anwendungsfällen (bedingt durch den Fortfall der gesetzlichen Grundlage dieser Zahlungen) aufgehoben werden.

					Auch § 3 Nr. 21 EStG, der eine Steuerbefreiung von Zinsen aus Schuldbuchforderungen i. S. d. § 35 Abs. 1 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vorsah, soll mangels in der Praxis noch vorhandener Anwendungsfälle aufgehoben werden.

					Aufgrund des Entfalls der gesetzlichen Grundlage der Zahlungen von Ehrensold soll die diesbezügliche Steuerbefreiungsvorschrift in § 3 Nr. 22 EStG aufgehoben werden.

					§ 3 Nr. 37 EStG sieht für den Unterhaltsbeitrag und den Maßnahmebeitrag nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz eine Steuerbefreiung vor. Diese Vorschrift soll aufgehoben werden, da es sich wegen der fehlenden Steuerbarkeit ohnehin nur um eine rein deklaratorische Befreiungsvorschrift handle.

					Da das Bergmannsprämiengesetz letztmalig für Zahlungen in 2007 Anwendung fand, soll die in § 3 Nr. 46 EStG normierte Steuerbefreiung von Bergmannsprämien aufgehoben werden.

					Auch die Steuerbefreiung von Zuwendungen früherer alliierter Besatzungssoldaten an ihre Ehefrauen nach § 3 Nr. 49 EStG soll aufgehoben werden, da die Vorschrift infolge Zeitablaufs an Bedeutung verloren habe.
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			4 Überblick über ausgewählte weitere praxisrelevante Gesetze

			
				4.1 Entwurf eines Gesetzes über den Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren

				Mit dem Gesetz148 soll ein sogenannter kompensatorischer Rechtsbehelf gegen überlange Gerichtsverfahren eingeführt werden, der eine Entschädigung vorsieht. So soll den Betroffenen nach sechs Monaten die Erhebung der sogenannten Verzögerungsrüge und als Rechtsmittel dagegen die sogenannte Verzögerungsbeschwerde offenstehen. Der Rechtsbehelf wird in einem neuen Titel des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) in den §§ 198 bis 201 GVG geregelt. Die Gesetze der Fachgerichtsbarkeiten verweisen entsprechend darauf.

				Der Rechtsschutz soll durch eine Änderung der Finanzgerichtsordnung (FGO) auch für Finanzgerichtsverfahren greifen. Entsprechend soll § 155 der FGO geändert werden. Das bedeutet, dass auch in Finanzgerichtsverfahren überlange Gerichtsverfahren gerügt werden können. Überlänge soll bei einer Verzögerung von 12 Monaten vorliegen. Bei einer erfahrungsgemäß bisherigen durchschnittlichen Verfahrensdauer von 18-24 Monaten wäre folglich nach Ablauf von 12 Monaten die Möglichkeit einer Verzögerungsrüge eröffnet. Zwingende Voraussetzung für die Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen wegen Überlänge eines Gerichtsverfahrens ist, dass der Betroffene gegenüber dem Gericht die Verfahrensdauer gerügt hat. Für Nachteile infolge von Verzögerungen bei Finanzgerichten entscheidet der Bundesfinanzhof. Für Nachteile infolge von Verzögerungen bei Gerichten des Bundes haftet der Bund.

				
					Literaturhinweise:

					Böcker, Die Steuerberatung 2010, S. 385 ff; Steinbeiß-Winkelmann, ZRP 2010, S. 205

				

			

			
				4.2 Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Kammern für internationale Handelssachen (KfiHG)

				Mit dem Gesetzentwurf149 soll für bestimmte Rechtsstreitigkeiten die englische Sprache als Gerichtssprache im deutschen Gerichtsverfassungs- und Verfahrensrecht eingeführt werden. Es wird die Einrichtung von Kammern für internationale Handelssachen ermöglicht, vor denen – neben normalen Handelssachen – Verfahren in Handelssachen mit internationalem Bezug in englischer Sprache durchgeführt werden können. Durch die Einführung von Englisch als Gerichtssprache soll der Gerichtsstandort Deutschland an Attraktivität gewinnen. Die geplanten Änderungen umfassen Anpassungen des Gerichtsverfassungsgesetzes, der Zivilprozessordnung und des Einführungsgesetzes zur ZPO.

			

			
				4.3 Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung von Aufgaben im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf Notare

				Im Rahmen der Konzentration der Aufgaben der Justiz auf Kernbereiche sollen Aufgaben, die nicht notwendig in der Hand der Dritten Gewalt liegen müssen, insbesondere für den Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit, dort vor allem für das Erb- und Nachlassrecht künftig auf Notare übertragen werden.150 Allerdings gibt es seit der Veröffentlichung des Gesetzentwurfs am 21.4.2010 keine weitere Bewegung im Gesetzgebungsverfahren, sodass abzuwarten bleibt, ob dieses Vorhaben tatsächlich realisiert wird.

				
					Literaturhinweise:

					Bruns, EuZW 2010, S. 247 ff; Wagner, RNotZ 2010, S. 316 ff.
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			B Überblick über die Verwaltungsvorschriften 2010

			
					Beratungsrelevante Verwaltungsvorschriften:

					http://tax-news.pwc.de/steuern-und-recht/neue-verwaltungsanweisungen/
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				1.1 Änderungen bei den Gewinn- und Einkunftsermittlungsvorschriften (zu §§ 2 bis 12 EStG)


				

					1.1.1 Halb-/Teilabzugsverbot bei Verlusten i. S. d. § 17 EStG


					

						BMF, Schreiben v. 15.2. und 28.6.2010, IV C 6 – S 2244/09/10002, BStBl I 2010, S. 181


						Das BMF hat zweimal zum Abzugsverbot des § 3c EStG bei Verlusten i. S. d. § 17 EStG und zur Anwendung eines BFH-Urteils aus dem Juni 2009 Stellung genommen.


						Normen: §§ 3c Abs. 2 i. V. m. § 17 EStG


					


					Der BFH hatte am 25.6.2009151 – entgegen der bisherigen Verwaltungsauffassung – entschieden, dass der Abzug von Erwerbsaufwand (z. B. Betriebsvermögensminderungen, Anschaffungskosten oder Veräußerungskosten) im Zusammenhang mit Einkünften aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften (§ 17 Abs. 1 und Abs. 4 EStG) jedenfalls dann nicht nach § 3c Abs. 2 S. 1 EStG begrenzt ist, wenn der Steuerpflichtige keinerlei durch seine Beteiligung vermittelte Einnahmen erzielt hat. Diesbezüglich hatte das BMF im Februar 2010 einen Nichtanwendungserlass veröffentlicht.


					Mit Beschluss vom 18.3.2010152 reagierte der BFH wiederum zeitnah auf diesen Erlass und stellte klar, dass entgegen der Verwaltungsauffassung der Abzug von Erwerbsaufwand nicht dem Halb-/Teilabzugsverbot unterliegt, wenn dem Steuerpflichtigen keinerlei durch seine Beteiligung vermittelten Einnahmen zugehen. Daraufhin hat das BMF seinen Nichtanwendungserlass wieder aufgehoben.


					Mit Urteil vom 14.7.2009153 hat der BFH dann auch noch einen gleichgelagerten Fall entschieden.


					

						Hinweis


						Die bisherige Verwaltungsauffassung wird im JStG 2010 durch eine gesetzliche Änderung in § 3c Abs. 2 EStG derart festgeschrieben, dass für die Anwendung des sog. Halb-/Teilabzugsverbots die Absicht zur Erzielung von Betriebsvermögensmehrungen oder Einnahmen im Sinne des § 3 Nr. 40 EStG oder von Vergütungen im Sinne des § 3 Nr. 40a EStG ausreichend ist.154 Die Änderung soll erst mit Wirkung ab dem VZ 2011 gelten. Eine Rückwirkung ist daher nicht vorgesehen. Für den Steuerpflichtigen bedeutet dies, dass die vom BFH entschiedene Rechtslage bis dahin grundsätzlich weiter gilt. Wird eine verlustbehaftete wesentliche Beteiligung noch gehalten, ist zu überlegen, ob eine Veräußerung oder Liquidation in 2010 noch in Betracht kommt. Die OFD Rheinland hat in ihrer Kurzinformation EStNr. 33/2010 vom 6.7.2010155 hierzu noch ergänzende Hinweise gegeben.


						Das Sächsische FG hat mit Urteil vom 8.7.2010156 entschieden, dass das Halbabzugsverbot auf Veräußerungsverluste i. S. v. § 17 EStG anwendbar ist, wenn aus der Beteiligung erstmals durch die Veräußerung Einnahmen in Form eines Veräußerungserlöses erzielt worden sind. Die Revision wurde zugelassen.157 Die Revision wurde ebenfalls zugelassen in einem Verfahren des FG Düsseldorf,158 bei dem im Streitfall lediglich ein symbolischer Veräußerungspreis von 1 € vereinbart wurde.


					


					

						Literaturhinweise:


						Dötsch/Pung, DB 2010, S. 977; Gragert/Wißborn, NWB 17/2010, S. 1328; Dr. Loose/Michel, NWB 22/2010, S. 1736


					


				


				

					1.1.2 Anwendung des Teileinkünfteverfahrens in der steuerlichen Gewinnermittlung


					

						BMF, Schreiben v. 8.11.2010, IV C 6 – S 2128/07/10001, BStBl I 2010, S. 1292


						Das BMF nimmt zur Anwendung des Teileinkünfteverfahrens auf Aufwendungen im Zusammenhang mit der Überlassung von Wirtschaftsgütern im Rahmen einer Betriebsaufspaltung, auf Teilwertabschreibungen von betrieblichen Darlehensforderungen sowie zu weiteren Fragen zur Anwendung des Teileinkünfteverfahrens Stellung.


						Normen: § 3c Abs. 2 und § 3 Nr. 40 EStG


					


					Für die Frage, ob die Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Überlassung von Wirtschaftsgütern im Rahmen einer Betriebsaufspaltung entstehen, ganz oder gemäß § 3c Abs. 2 EStG nur anteilig als Betriebsausgaben abgezogen werden können, ist die Abgrenzung nach dem Veranlassungszusammenhang maßgeblich.


					Erfolgt die Überlassung der Wirtschaftsgüter vom Besitzunternehmen an die Betriebskapitalgesellschaft voll entgeltlich, d. h. zu fremdüblichen Konditionen, ist § 3c Abs. 2 EStG nicht anwendbar. Erfolgt die Überlassung der Wirtschaftsgüter dagegen unentgeltlich oder teilentgeltlich, d. h. zu nicht fremdüblichen Konditionen, ist § 3c Abs. 2 EStG anzuwenden.


					Ein Darlehen, das einer Kapitalgesellschaft gewährt wird, an welcher der Darlehensgeber beteiligt ist, kann dem Betriebsvermögen des Darlehensgebers zuzuordnen sein. Die Beteiligung an der Kapitalgesellschaft und die Darlehensforderung stellen auch in diesem Fall jeweils selbstständige Wirtschaftsgüter dar, die getrennt auszuweisen und einzeln zu bewerten sind. Bei Anwendung des § 3c Abs. 2 EStG auf die Teilwertabschreibung von im betrieblichen Bereich gewährten Darlehen gilt der einheitlich sowohl für die Handelsbilanz als auch für die steuerliche Gewinnermittlung anzuwendende Begriff der Anschaffungskosten des § 255 Abs. 1 HGB.


					Ob der durch das Darlehen eines Gesellschafters veranlasste Aufwand (Teilwertabschreibung) in den Anwendungsbereich des § 3c Abs. 2 EStG fällt, ist auch hier nach dem Veranlassungszusammenhang im Hinblick auf die zukünftigen Erträge zu beurteilen. Die Gewährung von Darlehen ist damit im Ergebnis genauso wie die Überlassung von anderen (physischen) Wirtschaftsgütern zu behandeln.


					Der für die vorgenannte Einordnung maßgebliche Veranlassungszusammenhang hinsichtlich des überlassenen Wirtschaftsguts oder des gewährten Darlehens kann sich ändern. Das ist z. B. dann der Fall, wenn sich im Rahmen einer Betriebsaufspaltung mit dem Abschluss einer Vereinbarung über den künftigen Verzicht auf Erhebung eines marktüblichen Miet- oder Pachtzinses ein Übergang von einer voll entgeltlichen zu einer voll unentgeltlichen Überlassung vollzieht.


					Liegen in späteren Wirtschaftsjahren die Voraussetzungen für den niedrigeren Teilwert nicht mehr vor, ist für die zunächst auf den niedrigeren Teilwert abgeschriebene Darlehensforderung eine Wertaufholung gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG vorzunehmen. War in diesem Fall die zugrunde liegende Teilwertabschreibung auf die Darlehensforderung nach den oben dargestellten Grundsätzen nur anteilig abziehbar, ist auch der spätere Gewinn aus der Zuschreibung nicht voll, sondern nur anteilig steuerpflichtig („umgekehrte“ Anwendung des § 3c Abs. 2 EStG).


					

						Hinweis


						Vgl. hierzu auch das Urteil des FG Niedersachsen vom 2.3.2010,159 in dem entschieden wurde, dass auch in Fällen, in denen eine natürliche Person Gesellschafter ist, die Teilwertabschreibung des eigenkapitalersetzenden Darlehens steuerlich zu berücksichtigen sei und § 3c Abs. 2 EStG dem nicht entgegen stehe. Die Revision beim BFH ist unter dem Az. X R 7/10 anhängig.


					


					

						Literaturhinweis:


						Dr. Lang, NWB 47/2010, S. 3798


					


				


				

					1.1.3 Vordruck Einnahmenüberschussrechnung (EÜR) für 2010 bekannt gemacht


					

						BMF, Schreiben v. 23.8.2010, IV A 4 – S 1451/07/10009-02, BStBl I 2010, S. 649


						Die Vordruckversion 2010 der Anlage EÜR und die dazugehörige Anleitung wurden bekannt gegeben.


						Norm: § 4 Abs. 3 EStG


					


					Das BMF-Schreiben mit den Anlagen steht auch unter http://www.bundesfinanzministerium.de zur Ansicht bzw. zum Download bereit.


					

						Hinweis


						Die EÜR ist insbesondere für Freiberufler und kleinere Gewerbetreibende, die nicht zur Buchführung verpflichtet sind, eine Alternative zur Bilanzierung. Der Erklärungsvordruck findet allerdings nur Anwendung, wenn die Betriebseinnahmen oberhalb der Grenze von 17.500 € liegen. Unterhalb dieser Einkommensgrenze wird nicht beanstandet, wenn eine formlose Überschuss-Ermittlung eingereicht wird. Noch nicht höchstrichterlich geklärt ist die Frage, ob überhaupt eine ...
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